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Seit 1. Januar 2007 ist die CD-ROM neu gestaltet und preisgünstiger.

Die CD-ROM wird jetzt als Doppel-CD „SGV. NRW. und SMBl. NRW.“ herausgegeben.

Sie enthält somit stets das gesamte Landesrecht und alle Verwaltungsvorschriften (Erlasse) auf dem 

aktuellen Stand.

Im Abonnement kostet diese Doppel-CD nicht mehr als früher eine Einzel-CD, nämlich nur 77 €

pro Jahr.

Die aktuelle CD-ROM, Stand 1. Juli 2008, ist Mitte August erhältlich.

Das Bestellformular mit den Preisen befi ndet sich im GV-Blatt 2006 Nr. 29, S. 472.

Informationen zur CD-ROM fi nden Sie auch im Internet über das Portal: http://sgv.im.nrw.de.

Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: http://sgv.im.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: http://sgv.im.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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2124

Ausbildungs- und Prüfungsordnung
für den Beruf der Gesundheits- und Kranken-

pfl egeassistentin und des Gesundheits- 
und Krankenpfl egeassistenten

(GesKrPfl assAPrV)
Vom 6. Oktober 2008

Aufgrund des Gesetzes über die Ermächtigung zum 
Erlass von Ausbildungs- und Prüfungsordnungen für 
Berufe des Gesundheitswesens und der Familienpfl ege 
und zur Durchführung von Modellvorhaben nach dem 
Krankenpfl egegesetz vom 6. Oktober 1987 (GV. NRW. 
S. 342), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 20. November 2007 (GV. NRW. S. 572), wird im Ein-
vernehmen mit dem Innenministerium verordnet:

Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
für den Beruf der Gesundheits- und Kranken-

pflegeassistentin und des Gesundheits- 
und Krankenpflegeassistenten 

(GesKrPflassAPrV)

Teil 1
Berufsbezeichnung und Erlaubniserteilung

§ 1
Führen der Berufsbezeichnung

Wer die Berufsbezeichnung „Gesundheits- und Kran-
kenpfl egeassistentin“ oder „Gesundheits- und Kranken-
pfl egeassistent“ führen will, bedarf der Erlaubnis.

§ 2
Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis; 

 Erlaubnisurkunde

(1) Eine Erlaubnis nach § 1 ist auf Antrag nach dem 
Muster der Anlage 4 zu erteilen, wenn die Antrag stel-
lende Person

1.   die durch diese Verordnung vorgeschriebene Ausbil-
dungszeit erfolgreich abgeleistet und die staatliche 
Prüfung bestanden hat,

2.   sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht hat, aus 
dem sich die Unzuverlässigkeit zur Ausübung des 
Berufs ergibt, und

3.   in gesundheitlicher Hinsicht zur Ausübung des Berufs 
geeignet ist.

(2) Eine Erlaubnis zur Führung der Berufsbezeichnung 
„Gesundheits- und Krankenpfl egeassistentin“ oder 
„Gesundheits- und Krankenpfl egeassistent“ kann unter 
den Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 2 und 3 auch 
dann erteilt werden, wenn die Antrag stellende Person 
eine mindestens 3-jährige Dienstzeit im Sanitätsdienst 
der Bundeswehr, des Bundesgrenzschutzes oder der Poli-
zei des Landes abgeleistet und

a)   die Sanitätsprüfung und den fachlichen Teil der 
Unteroffiziersprüfung für Unteroffiziere im Sanitäts-
dienst der Bundeswehr,

b)   die Fachprüfung für die Verwendung als Sanitätsbe-
amte im Bundesgrenzschutz oder

c)   eine vergleichbare Fachprüfung für die Verwendung 
im Sanitätsdienst der Polizei des Landes bestanden 
hat.

(3) Eine vor dem Wirksamwerden des Beitritts nach den 
Vorschriften der Deutschen Demokratischen Republik 
erteilte Erlaubnis als Facharbeiter für Krankenpfl ege 
oder für Krankenpfl ege und Sozialdienst gilt als Erlaub-
nis nach § 1.

(4) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn bei der 
Erteilung der Erlaubnis eine der Voraussetzungen nach 
Absatz 1 Nr. 1 bis 3 nicht vorgelegen hat oder die nach-
zuweisende Ausbildung nach Absatz 5 nicht abgeschlos-
sen war. Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn nach-
träglich die Voraussetzungen nach Absatz 1 Nr. 2 und 3 
weggefallen sind.

(5) Die in einem anderen Bundesland erteilte Erlaubnis 
zur Führung der Berufsbezeichnung „Gesundheits- und 
Krankenpfl egeassistentin“ oder „Gesundheits- und 
Krankenpfl egeassistent“ gilt auch in Nordrhein-Westfa-
len. Eine außerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
erfolgreich abgeschlossene Ausbildung erfüllt die Vor-
aussetzungen nach dieser Verordnung, wenn die Gleich-
wertigkeit des Ausbildungsstandes gegeben ist.

Teil 2 
Ausbildung

§ 3
Ausbildungsziel

(1) Die Ausbildung für Gesundheits- und Krankenpfl e-
geassistentinnen und Gesundheits- und Krankenpfl ege-
assistenten soll entsprechend dem allgemein anerkann-
ten Stand pfl egewissenschaftlicher, medizinischer und 
weiterer bezugswissenschaftlicher Erkenntnisse fachli-
che, personale, soziale und methodische Kompetenzen 
zur verantwortlichen Mitwirkung insbesondere bei der 
Gesundheitsförderung sowie der Versorgung und Beglei-
tung von kranken und behinderten Menschen vermitteln. 
Dabei sind die unterschiedlichen Pfl ege- und Lebenssi-
tuationen sowie Lebensphasen und die Selbstständigkeit 
und Selbstbestimmung der Menschen zu berücksichtigen 
(Ausbildungsziel).

(2) Die Ausbildung nach Absatz 1 soll insbesondere dazu 
befähigen,

1.  die folgenden Aufgaben auszuführen:

 a)   Pfl ege und Begleitung von kranken und behinder-
ten Menschen in stabilen Pfl egesituationen auf der 
Grundlage der Pfl egeplanung von Pfl egefachkräf-
ten,

 b)   hauswirtschaftliche und persönliche Unterstüt-
zung von kranken und behinderten Menschen bei 
der eigenständigen Lebensführung,

 c)  Maßnahmen der Gesundheitsförderung,

 d)   einfache Krankenbeobachtung und Erhebung 
sowie Weitergabe medizinischer Messwerte (z. B. 
Puls, Temperatur, Blutdruck und Blutzucker),

 e)   Feststellung akuter Gefährdungssituationen und 
Einleitung erforderlicher Maßnahmen,

 f)   Verabreichung von Medikamenten nach ärztlicher 
An- bzw. Verordnung,

 g)   Vorbereitung und Pfl ege von Instrumenten und 
medizinischen Geräten (z. B. Katheter, Sonden) 
sowie einfacher Verbandswechsel,

 h)  Verabreichung von Sondennahrung über die PEG,

 i)   physikalische Maßnahmen (z. B. Aufl egen von 
Wärmeträgern, Wärmeanwendungen),

 j)  Dokumentation der erbrachten Leistungen.

2.   bei diagnostischen und therapeutischen Maßnahmen 
zu assistieren.

3.   bei der Unterstützung und Begleitung von kranken 
und behinderten Menschen interdisziplinär mit ande-
ren Institutionen und Berufsgruppen zusammenzuar-
beiten.

§ 4
Ausbildungsstätten

(1) Der Unterricht wird in staatlich anerkannten Schu-
len an Krankenhäusern oder in staatlich anerkannten 
Schulen, die mit Krankenhäusern verbunden sind, ver-
mittelt.

(2) Die staatliche Anerkennung der Schulen nach 
Absatz 1 erfolgt durch die zuständige Behörde, wenn sie 
folgende Mindestanforderungen erfüllen:

1.   Die hauptberufl iche Leitung sowie die hauptberuf-
lichen Lehrkräfte der Schule müssen über die Erlaub-
nis zum Führen der Berufsbezeichnung nach § 1 oder 
nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 KrPfl G und über den 
Grad „Diplom-Berufspädagogin/Diplom-Berufspäd-

Anlage 4
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agoge – Fachrichtung Pfl ege (FH)“ oder über eine 
gleichwertige berufspädagogische Hochschulausbil-
dung verfügen.

2.   Eine im Verhältnis zur Zahl der Ausbildungsplätze 
ausreichende Zahl fachlich und pädagogisch qualifi -
zierter Lehrkräfte nach Nummer 1 ist nachzuweisen.

3.   Die für die Ausbildung erforderlichen Räume und 
Einrichtungen sowie ausreichende Lehr- und Lern-
mittel sind vorzuhalten.

(3) Die Gesamtverantwortung für die Ausbildung ent-
sprechend dem Ausbildungsziel liegt beim Schulträger.

§ 5
Dauer der Ausbildung

(1) Die Ausbildung für Gesundheits- und Krankenpfl e-
geassistentinnen und Gesundheits- und Krankenpfl ege-
assistenten schließt mit der staatlichen Prüfung ab; sie 
dauert unabhängig vom Zeitpunkt der staatlichen Prü-
fung in Vollzeitform 1 Jahr, in Teilzeitform höchstens 2 
Jahre. Sie besteht aus theoretischem und praktischem 
Unterricht und einer praktischen Ausbildung.

(2) Die einjährige Ausbildung in der Gesundheits- und 
Krankenpfl egeassistenz umfasst mindestens den in der 
Anlage 1 aufgeführten theoretischen und praktischen 
Unterricht von 500 Stunden und die aufgeführte prakti-
sche Ausbildung von 1.100 Stunden.

(3) Während der praktischen Ausbildung nach Absatz 2 
ist in allen nach § 3 für die Berufsausübung wesentlichen 
Kenntnissen und Fertigkeiten zu unterweisen. Es ist Gele-
genheit zu geben, die im theoretischen und praktischen 
Unterricht erworbenen Kenntnisse zu vertiefen und zu 
lernen, sie bei der praktischen Arbeit anzuwenden.

(4) Die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den 
Ausbildungsveranstaltungen nach Absatz 2 ist durch 
eine Bescheinigung nach dem Muster der Anlage 2 nach-
zuweisen.

§ 6 
Voraussetzungen für den Zugang zur Ausbildung

Voraussetzung für den Zugang zur Ausbildung ist

1.   die gesundheitliche Eignung zur Ausübung des Berufs 
und

2.   der Hauptschulabschluss oder eine gleichwertige 
Schul bildung oder eine abgeschlossene Berufsausbil-
dung.

§ 7
Anrechnung gleichwertiger Ausbildungen

Die zuständige Behörde kann auf Antrag eine andere 
Ausbildung im Umfange ihrer Gleichwertigkeit auf eine 
Ausbildung nach § 5 Abs. 1 anrechnen, wenn die Durch-
führung der Ausbildung und die Erreichung des Ausbil-
dungszieles dadurch nicht gefährdet werden. Eine Aus-
bildung im Sanitätsdienst der Bundeswehr, des Bundes-
grenzschutzes oder der Polizei des Landes kann bis zur 
vollen Ausbildungsdauer von einem Jahr auf eine Aus-
bildung nach § 5 Abs. 1 angerechnet werden, wenn die 
Sanitätsprüfung und der fachliche Teil der Unteroffi-
ziersprüfung für Unteroffiziere im Sanitätsdienst der 
Bundeswehr, die Fachprüfung für die Verwendung als 
Sanitätsbeamte im Bundesgrenzschutz oder eine ver-
gleichbare Fachprüfung für die Verwendung im Sani-
tätsdienst der Polizei des Landes bestanden wurde.

§ 8
Anrechnung von Fehlzeiten

Auf die Dauer der Ausbildung werden angerechnet:

1.   Unterbrechungen durch Urlaub oder Ferien bis zu 6 
Wochen und

2.   Unterbrechungen durch Schwangerschaft, Krankheit 
oder aus anderen, von der Schülerin oder dem Schü-
ler nicht zu vertretenden Gründen bis zu zehn Pro-
zent der Stunden des Unterrichts sowie bis zu zehn 
Prozent der Stunden der praktischen Ausbildung.

Auf Antrag können auch darüber hinausgehende Fehl-
zeiten berücksichtigt werden, soweit eine besondere 
Härte vorliegt und das Ausbildungsziel durch die 
Anrechnung nicht gefährdet wird.

Teil 3 
Prüfungsbestimmungen

§ 9
Staatliche Prüfung

(1) Die staatliche Prüfung umfasst jeweils einen schrift-
lichen, mündlichen und einen praktischen Teil.

(2) Der Prüfl ing legt die Prüfung bei der Schule ab, an 
der er die Ausbildung abschließt. Die zuständige 
Behörde, in deren Bereich die Prüfung oder ein Teil der 
Prüfung abgelegt werden soll, kann aus wichtigem 
Grund Ausnahmen zulassen. Der Vorsitz des beteiligten 
Prüfungsausschusses ist vorher zu hören.

§ 10
Prüfungsausschuss

(1) Bei jeder Schule wird ein Prüfungsausschuss gebil-
det, der mindestens aus folgenden Mitgliedern besteht:

1.   Einer fachlich geeigneten Vertretung der zuständigen 
Behörde oder einer von der zuständigen Behörde mit 
der Wahrnehmung dieser Aufgabe betrauten fachlich 
geeigneten Person,

2.  der Leitung der Schule,

3.   der fachlich prüfenden Personen, die an der Schule 
unterrichten und von denen mindestens 

 a)  eine fachlich prüfende Person Lehrkraft und

 b)   eine fachlich prüfende Person Ärztin oder Diplom-
Medizinpädagogin oder Arzt oder Diplom-Medi-
zinpädagoge ist.

(2) Die zuständige Behörde bestellt die Mitglieder nach 
Absatz 1 sowie deren Vertretung. Für jedes Mitglied ist 
mindestens eine Vertretung zu bestimmen. Vor der 
Bestellung der Mitglieder nach Absatz 1 Nr. 3 und ihrer 
Vertretung ist die Schulleitung anzuhören.

(3) Das Mitglied nach Absatz 1 Nr. 1 sitzt dem Prüfungs-
ausschuss vor (Vorsitz). Es bestimmt auf Vorschlag der 
Schulleitung die fachlich prüfenden Personen und deren 
Stellvertretungen.

(4) Die zuständige Behörde kann Sachverständige und 
Beobachter zur Teilnahme an allen Prüfungsvorgängen 
zulassen.

§ 11
Zulassung zur Prüfung

(1) Der Vorsitz des Prüfungsausschusses entscheidet auf 
Antrag des Prüfl ings über die Zulassung zur Prüfung 
und setzt die Prüfungstermine im Benehmen mit der 
Schulleitung fest. Der Prüfungsbeginn soll nicht früher 
als zwei Monate vor dem Ende der Ausbildung liegen.

(2) Die Zulassung zur Prüfung wird erteilt, wenn fol-
gende Nachweise vorliegen:

1.   die Geburtsurkunde oder ein Auszug aus dem Fami-
lienbuch der Eltern und alle Urkunden, die eine spä-
tere Namensänderung bescheinigen,

2.   die Bescheinigung über die regelmäßige und erfolg-
reiche Teilnahme an den Ausbildungsveranstaltungen 
gemäß Anlage 2.

(3) Die Zulassung sowie die Prüfungstermine sollen dem 
Prüfl ing spätestens 2 Wochen vor Prüfungsbeginn 
schriftlich mitgeteilt werden.

§ 12
Niederschrift

Über die Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen, aus 
der Gegenstand, Ablauf und Ergebnisse der Prüfung und 
etwa vorkommende Unregelmäßigkeiten hervorgehen.

Anlage 1

Anlage 2
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§ 13
Benotung

Die Leistungen in der schriftlichen, mündlichen und 
praktischen Prüfung werden wie folgt benotet:

„sehr gut“ (1),
wenn die Leistung den Anforderungen in besonderem 
Maße entspricht,

„gut“ (2),
wenn die Leistung den Anforderungen voll entspricht,

„befriedigend“ (3),
wenn die Leistung im Allgemeinen den Anforderungen 
entspricht,

„ausreichend“ (4),
wenn die Leistung zwar Mängel aufweist, aber im Gan-
zen den Anforderungen noch entspricht,

„mangelhaft“ (5),
wenn die Leistung den Anforderungen nicht entspricht, 
jedoch erkennen lässt, dass die notwendigen Grund-
kenntnisse vorhanden sind und die Mängel in absehbarer 
Zeit behoben werden können,

„ungenügend“ (6),
wenn die Leistung den Anforderungen nicht entspricht 
und selbst die Grundkenntnisse so lückenhaft sind, dass 
die Mängel in absehbarer Zeit nicht behoben werden 
können.

§ 14
Bestehen und Wiederholen der Prüfung

(1) Die Prüfung ist bestanden, wenn jeder der nach § 9 
Abs. 1 vorgeschriebenen Prüfungsteile bestanden ist.

(2) Über die bestandene staatliche Prüfung wird ein 
Zeugnis nach dem Muster der Anlage 3 erteilt. Über das 
Nichtbestehen erhält der Prüfl ing vom Vorsitz des Prü-
fungsausschusses eine schriftliche Mitteilung, in der die 
Prüfungsnoten anzugeben sind.

(3) Jeder Teil der Prüfung kann einmal wiederholt wer-
den, wenn der Prüfl ing die Note „mangelhaft“ oder 
„ungenügend“ erhalten hat.

(4) Hat der Prüfl ing den praktischen Teil der Prüfung 
oder alle Teile der Prüfung zu wiederholen, so darf er zur 
Wiederholungsprüfung nur zugelassen werden, wenn er 
an einer weiteren Ausbildung teilgenommen hat, deren 
Dauer und Inhalt vom Vorsitz des Prüfungsausschusses 
bestimmt werden. Die weitere Ausbildung darf ein-
schließlich der für die Prüfung erforderlichen Zeit die 
Dauer von 6 Monaten nicht überschreiten. Ein Nachweis 
über die weitere Ausbildung ist dem Antrag des Prüf-
lings auf Zulassung zur Wiederholungsprüfung beizu-
fügen. Die Wiederholungsprüfung muss spätestens 
12 Monate nach der letzten Prüfung abgeschlossen sein; 
Ausnahmen kann die zuständige Behörde in begründeten 
Fällen zulassen.

§ 15
Rücktritt von der Prüfung

(1) Tritt ein Prüfl ing nach seiner Zulassung von der Prü-
fung oder einem Teil der Prüfung zurück, so hat er die 
Gründe für seinen Rücktritt unverzüglich dem Vorsitz 
des Prüfungsausschusses schriftlich mitzuteilen. Geneh-
migt der Prüfungsvorsitz den Rücktritt, so gilt die Prü-
fung als nicht unternommen. Die Genehmigung ist nur 
zu erteilen, wenn wichtige Gründe vorliegen. Im Falle 
einer Krankheit kann die Vorlage einer ärztlichen 
Bescheinigung verlangt werden.

(2) Wird die Genehmigung für den Rücktritt nicht erteilt 
oder unterlässt es der Prüfl ing, die Gründe für seinen 
Rücktritt unverzüglich mitzuteilen, so gilt die Prüfung 
als nicht bestanden. § 14 Abs. 3 gilt entsprechend.

§ 16
Versäumnisfolgen

(1) Versäumt ein Prüfl ing einen Prüfungstermin oder 
unterbricht er die Prüfung, so gilt die Prüfung als nicht 
bestanden, wenn nicht ein wichtiger Grund vorliegt; § 14 
Abs. 3 gilt entsprechend. Liegt ein wichtiger Grund vor, 

so gilt die Prüfung oder der betreffende Teil der Prüfung 
als nicht unternommen.

(2) Die Entscheidung darüber, ob ein wichtiger Grund 
vorliegt, trifft der Prüfungsvorsitz. § 14 Abs. 1 gilt ent-
sprechend.

§ 17
Ordnungsverstöße und Täuschungsversuche

Der Vorsitz des Prüfungsausschusses kann bei Prüfl in-
gen, die die ordnungsgemäße Durchführung der Prüfung 
in erheblichem Maße gestört oder sich eines Täuschungs-
versuches schuldig gemacht haben, den betreffenden Teil 
der Prüfung für nicht bestanden erklären; § 14 Abs. 3 
gilt entsprechend. Eine solche Entscheidung ist im Falle 
der Störung der Prüfung nur bis zum Abschluss der 
gesamten Prüfung, im Falle eines Täuschungsversuchs 
nur innerhalb von 3 Jahren nach Abschluss der Prüfung 
zulässig.

§ 18
Prüfungsunterlagen

Auf Antrag ist dem Prüfl ing nach Abschluss der Prüfung 
Einsicht in seine Prüfungsunterlagen zu gewähren. 
Anträge auf Zulassung zur Prüfung und Prüfungsnieder-
schriften sind zehn Jahre aufzubewahren.

§ 19
Schriftlicher Teil der Prüfung

(1) Der schriftliche Teil der Prüfung erstreckt sich auf 
die folgenden Themenbereiche der Anlage 1 Buchstabe A:

1.   Pfl egemaßnahmen in stabilen Pfl egesituationen durch-
führen,

2.  Pfl egehandeln personenbezogen ausrichten,

3.   Pfl egehandeln an rechtlichen Rahmenbestimmungen 
sowie wirtschaftlichen und ökologischen Prinzipien 
ausrichten.

Der Prüfl ing hat zu diesen Themenbereichen in jeweils 
einer Aufsichtsarbeit schriftlich gestellte Aufgaben zu 
bearbeiten. Die Aufsichtsarbeiten dauern jeweils 45 
Minuten. Die Aufsichtsführenden werden von der Schul-
leitung bestellt.

(2) Es werden zwei Prüfungsvorschläge von der Schule 
beim Prüfungsvorsitz eingereicht, der auf dieser Grund-
lage die Aufgaben für die Aufsichtsarbeiten bestimmt. 
Jede Aufsichtsarbeit ist von mindestens einer fachlich 
prüfenden Person zu benoten. Aus den Noten der fach-
lich Prüfenden bildet der Prüfungsvorsitz im Benehmen 
mit den fachlich Prüfenden die Note für die einzelne 
Aufsichtsarbeit. Aus den Noten der drei Aufsichtarbei-
ten bildet der Prüfungsvorsitz die Prüfungsnote für den 
schriftlichen Teil der Prüfung. Der schriftliche Teil der 
Prüfung ist bestanden, wenn jede der drei Aufsichtsar-
beiten mit mindestens „ausreichend“ benotet wird.

§ 20
Mündlicher Teil der Prüfung

(1) Der mündliche Teil der Prüfung erstreckt sich auf die 
folgenden Themenbereiche der Anlage 1 Buchstabe A:

1.   Pfl egebegleitende Krankenbeobachtung einschließ-
lich Erkennen unmittelbarer vitaler Gefährdungen 
durchführen sowie lebenserhaltende Sofortmaßnah-
men bis zum Eintreffen der Ärztin oder des Arztes 
einleiten,

2.   bei diagnostischen und therapeutischen Maßnahmen 
assistieren,

3.   bei der eigenständigen Lebensführung unterstützen 
und begleiten,

4.   berufl iches Selbstverständnis entwickeln und lernen, 
berufl iche Anforderungen zu bewältigen,

5.  in Gruppen und Teams zusammenarbeiten.

Die Prüfl inge werden einzeln oder in Gruppen bis zu 5 
geprüft. In den Themenbereichen soll der Prüfl ing nicht 
länger als jeweils 10 Minuten geprüft werden.

Anlage 3
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(2) Die Prüfung zu jedem Themenbereich wird von min-
destens einer fachlich prüfenden Person abgenommen 
und benotet. Der Vorsitz ist berechtigt, sich in allen The-
menbereichen an der Prüfung zu beteiligen; er kann auch 
selbst prüfen. Aus den Noten der fachlich Prüfenden bil-
det der Vorsitz des Prüfungsausschusses im Benehmen 
mit den fachlich Prüfenden die Prüfungsnote für den 
mündlichen Teil der Prüfung. Die mündliche Prüfung ist 
bestanden, wenn sie mindestens mit „ausreichend“ beno-
tet wird.

(3) Der Vorsitz des Prüfungsausschusses kann mit 
Zustimmung des Prüfl ings die Anwesenheit von Zuhöre-
rinnen und Zuhörern beim mündlichen Teil der Prüfung 
gestatten, wenn ein berechtigtes Interesse besteht.

§ 21
Praktischer Teil der Prüfung

(1) Der praktische Teil der Prüfung erstreckt sich auf 
die Pfl ege einer Patientin oder eines Patienten in einer 
stabilen Pfl egesituation. Der Prüfl ing übernimmt alle 
Aufgaben für die Durchführung von Pfl egemaßnahmen 
auf der Grundlage der Pfl egeplanung von Pfl egefach-
kräften einschließlich der Dokumentation. In einem Prü-
fungsgespräch hat der Prüfl ing sein Pfl egehandeln zu 
erläutern und zu begründen sowie die Prüfungssituation 
zu refl ektieren. Dabei hat er nachzuweisen, dass er in der 
Lage ist, die während der Ausbildung erworbenen Kom-
petenzen in der berufl ichen Praxis anzuwenden sowie 
befähigt ist, die Aufgaben in der Gesundheits- und 
Krankenpfl egeassistenz gemäß § 3 auszuführen.

(2) Die Auswahl der Patientinnen oder Patienten sowie 
die Auswahl des Praxisbereichs, in dem die praktische 
Prüfung durchgeführt wird, erfolgt durch eine fachlich 
prüfende Person nach § 10 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a im 
Einvernehmen mit der Patientin oder dem Patienten und 
dem für die Patientin oder den Patienten verantwortli-
chen Fachpersonal. Der praktische Teil der Prüfung soll 
für den einzelnen Prüfl ing in der Regel in zwei Stunden 
abgeschlossen sein.

(3) Der praktische Teil der Prüfung wird von mindestens 
einer fachlich prüfenden Person nach § 10 Abs. 1 Nr. 3 
Buchstabe a abgenommen und benotet. Aus den Noten 
der fachlich Prüfenden bildet der Prüfungsvorsitz im 
Benehmen mit den fachlich Prüfenden die Prüfungsnote 
für den praktischen Teil der Prüfung. Der praktische 
Teil der Prüfung ist bestanden, wenn die Prüfungsnote 
mindestens „ausreichend“ beträgt.

Teil 4
Zuständigkeiten, Sonderregelungen, Bußgeld- und 

Übergangsvorschriften, Geltungsdauer

§ 22
Zuständige Behörden, Aufgaben

(1) Die Kreise und kreisfreien Städte sind die zuständi-
gen Behörden für die Durchführung dieser Verordnung, 
soweit sich aus Absatz 2 nichts anderes ergibt. Ihnen 
wird auch die Verfolgung und Ahndung von Ordnungs-
widrigkeiten übertragen.

(2) Die Bezirksregierung ist zuständige Behörde für die 
Entscheidung über die Anerkennung und die Überwa-
chung von Ausbildungsstätten. Das Landesprüfungsamt 
für Medizin, Psychotherapie und Pharmazie ist die 
zuständige Behörde für die Berufsanerkennung EU- und 
Drittstaatenangehöriger mit Ausnahme der Entschei-
dung über die Führung der Berufsbezeichnung ein-
schließlich der dafür erforderlichen Sprachprüfung 
sowie für die Nachprüfung der Berufsqualifi kationen 
von Dienstleistenden gemäß Artikel 7 Abs. 4 Richtlinie 
2005/36/EG.

§ 23
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer ohne Erlaubnis nach 
§ 1 die Berufsbezeichnung „Gesundheits- und Kranken-
pfl egeassistentin“ oder „Gesundheits- und Krankenpfl e-
geassistent“ führt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 
zu 3.000 Euro geahndet werden.

§ 24
Weitergeltung der Erlaubnis zur Führung 

der Berufsbezeichnungen

(1) Eine vor Inkrafttreten dieser Verordnung erteilte 
Erlaubnis als „Krankenpfl egehelferin“ oder „Kranken-
pfl egehelfer“ auf der Grundlage des Krankenpfl egegeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. Juni 
1985 (BGBl. I S. 893), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
27. April 2002 (BGBl. I S. 1467), oder auf der Grundlage 
der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den Beruf 
der Krankenpfl egehelfer/innen – KrPfl hiAPrV – vom 28. 
November 2003 (GV. NRW. S. 734), zuletzt geändert 
durch Artikel VIII des Gesetzes vom 11. Dezember 2007 
(GV. NRW. 2008 S. 8), gilt als Erlaubnis nach § 1 dieser 
Verordnung.

(2) Eine vor Inkrafttreten dieser Verordnung begonnene 
Ausbildung als „Krankenpfl egehelferin“ oder „Kranken-
pfl egehelfer“ wird nach den bisher geltenden Vorschrif-
ten abgeschlossen. Nach Abschluss der Ausbildung in 
der Krankenpfl egehilfe wird auf Antrag, wenn die Vor-
aussetzungen des § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3 vorliegen, eine 
Erlaubnis nach § 1 dieser Verordnung erteilt.

§ 25
Weitergeltung staatlicher Anerkennungen 

von Schulen

(1) Schulen entsprechend § 4 Abs. 1, die vor Inkrafttre-
ten dieser Verordnung aufgrund des Krankenpfl egege-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. Juni 
1985 (BGBl. I S. 893), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
27. April 2002 (BGBl. I S. 1467), oder aufgrund der Aus-
bildungs- und Prüfungsordnung für den Beruf der Kran-
kenpfl egehelfer/innen – KrPfl hiAPrV – vom 28. Novem-
ber 2003 (GV. NRW. S. 734), zuletzt geändert durch Arti-
kel VIII des Gesetzes vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW. 
2008 S. 8), die staatliche Anerkennung erhalten haben, 
gelten weiterhin als staatlich anerkannt, sofern die 
Anerkennung nicht zurückgenommen wird. § 24 Abs. 1 
Satz 2 KrPfl G gilt entsprechend.

(2) Die Voraussetzungen des § 4 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 gel-
ten als erfüllt, wenn als Schulleitung oder Lehrkräfte 
Personen eingesetzt sind, die seit Inkrafttreten der Aus-
bildungs- und Prüfungsordnung für den Beruf der Kran-
kenpfl egehelfer/innen – KrPfl hiAPrV – vom 28. Novem-
ber 2003 (GV. NRW. S. 734), zuletzt geändert durch Arti-
kel VIII des Gesetzes vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW. 
2008 S. 8),

a)   eine Schule leiten oder als Lehrkräfte an einer Schule 
unterrichten oder

b)   die für die in Nummer 1 genannten Tätigkeiten nach 
dem Krankenpfl egegesetz vom 4. Juni 1985 (BGBl. I 
S. 893), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. Juli 
2003 (BGBl. I. S. 1442), erforderlichen Voraussetzun-
gen erfüllen und nicht als Schulleitung oder als Lehr-
kräfte erwerbstätig sind oder

c)   an einer für die in Nummer 1 genannten Tätigkeiten 
nach dem in Nummer 2 genannten Gesetz erforderli-
chen Weiterbildung teilnehmen, die vor dem 1. Januar 
2004 begonnen worden ist und diese erfolgreich abge-
schlossen haben.

(3) Die Voraussetzungen des § 4 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 gel-
ten ebenfalls als erfüllt, wenn als Schulleitung oder 
Lehrkräfte Personen eingesetzt sind, die bei Inkrafttre-
ten dieser Verordnung die Voraussetzungen des § 4 
Abs. 2 Nrn. 1 und 2 der Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung für den Beruf der Krankenpfl egehelfer/innen – 
KrPfl hiAPrV – vom 28. November 2003 (GV. NRW. 
S. 734), zuletzt geändert durch Artikel VIII des Gesetzes 
vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW. 2008 S. 8), erfüllen.

§ 26
Inkrafttreten/Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkün-
dung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ausbildungs- und 
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Prüfungsordnung für den Beruf der Krankenpfl egehel-
fer/innen – KrPfl hiAPrV – vom 28. November 2003 (GV. 
NRW. S. 734) außer Kraft.

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2013 außer Kraft.

Düsseldorf, den 6. Oktober 2008

Der Minister 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales

des Landes Nordrhein-Westfalen

Karl-Josef  L a u m a n n

Anlagen
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                                                                                                      Anlage 1 
                                                                                                      (zu § 5 Abs. 2) 
 
 
 
 

A Theoretischer und praktischer Unterricht 
 

Der theoretische und praktische Unterricht umfasst folgende Themenbereiche: 

 

1.  Pflegemaßnahmen in stabilen Pflegesituationen durchführen 

Die Schülerinnen und Schüler sind zu befähigen, 

- die Pflegemaßnahmen im Rahmen der pflegerischen Beziehung mit einer ent-

sprechenden Interaktion und Kommunikation durchzuführen, 

- bei der patienten- und situationsgerechten Durchführung der pflegerischen 

Maßnahmen den jeweiligen Hintergrund des stationären, teilstationären, ambu-

lanten oder weiteren Versorgungsbereichs mit einzubeziehen, 

- den akuten oder chronischen Zustand bei Erkrankungen, bei Beeinträchtigun-

gen der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft sowie physischen und psychi-

schen Einschränkungen und in der Endphase des Lebens zu erkennen und bei 

pflegerischen Interventionen entsprechend zu berücksichtigen, 

- zu Maßnahmen der Gesundheitsvorsorge, zur Erhaltung, Förderung und Wie-

derherstellung von Gesundheit anzuregen, 

- die durchgeführten pflegerischen Maßnahmen zu dokumentieren. 

 

2.  Pflegehandeln personenbezogen ausrichten 

Die Schülerinnen und Schüler sind zu befähigen, 

- in ihrem Pflegehandeln insbesondere das Selbstbestimmungsrecht und die indi-

viduelle Situation der zu pflegenden Personen zu berücksichtigen, 

- in ihr Pflegehandeln das soziale Umfeld von zu pflegenden Personen einzube-

ziehen, ethnische, interkulturelle, religiöse und andere gruppenspezifische As-

pekte sowie ethische Grundfragen zu beachten. 

 

3.  Pflegebegleitende Krankenbeobachtung einschließlich Erkennen unmittelbarer 

vitaler Gefährdungen durchführen sowie lebenserhaltende Sofortmaßnahmen bis 

zum Eintreffen der Ärztin oder des Arztes einleiten 
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Die Schülerinnen und Schüler sind zu befähigen, 

- instabile Pflegesituationen zu erkennen und entsprechende Maßnahmen zu er-

greifen, 

- in akuten Notfallsituationen adäquat zu handeln, 

- in Katastrophensituationen erste Hilfe zu leisten und mitzuwirken. 

 

4.  Bei diagnostischen und therapeutischen Maßnahmen assistieren 

Die Schülerinnen und Schüler sind zu befähigen, 

- in Zusammenarbeit mit Ärztinnen und Ärzten sowie Pflegefachkräften die für die 

jeweiligen medizinischen Maßnahmen erforderlichen Vor- und Nachbereitungen 

zu treffen und bei der Durchführung der Maßnahmen zu assistieren, 

- Patientinnen und Patienten bei Maßnahmen der medizinischen Diagnostik und 

Therapie zu unterstützen, 

- ärztliche An- und Verordnungen durchzuführen und die dabei relevanten rechtli-

chen Aspekte zu berücksichtigen. 

 

5.  Bei der eigenständigen Lebensführung unterstützen und begleiten 

Die Schülerinnen und Schüler sind zu befähigen, 

- kranke und behinderte Menschen im Bereich der Körperhygiene und bei der 

Anwendung von Hilfsmitteln zu unterstützen, 

- hauswirtschaftliche Bedarfe unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen und so-

zialen Situation zu erfassen und bei der Haushaltsführung mitzuwirken, 

- kranke und behinderte Menschen bei Aufenthalten in Gesundheits- und Behin-

derteneinrichtungen und außerhalb der Wohnung (z.B. Arzt- und Behördengän-

ge) zu begleiten. 

 

6.  Berufliches Selbstverständnis entwickeln und lernen, berufliche Anforderungen zu 

bewältigen 

Die Schülerinnen und Schüler sind zu befähigen, 

- den pflegerischen Beruf im Kontext der Gesundheitsberufe zu positionieren, 

- sich kritisch mit dem Beruf auseinander zu setzen, 

- zur eigenen Gesundheitsvorsorge beizutragen, 

- mit Krisen- und Konfliktsituationen konstruktiv umzugehen. 
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7.  In Gruppen und Teams zusammenarbeiten 

Die Schülerinnen und Schüler sind zu befähigen, 

- pflegerische Erfordernisse in einem intra- sowie in einem interdisziplinären 

Team zu erklären, angemessen zu vertreten sowie an der Aushandlung ge-

meinsamer Behandlungs- und Betreuungskonzepte mitzuwirken, 

- die Grenzen des eigenen Verantwortungsbereichs zu beachten und im Bedarfs-

fall die Unterstützung und Mitwirkung durch andere Experten im Gesundheits-

wesen einzufordern und zu organisieren. 

 

8.  Pflegehandeln an rechtlichen Rahmenbestimmungen sowie wirtschaftlichen und 

ökologischen Prinzipien ausrichten 

Die Schülerinnen und Schüler sind zu befähigen, 

- rechtliche Rahmenbedingungen zu reflektieren und diese bei ihrem Pflegehan-

deln zu berücksichtigen, 

- mit materiellen und personalen Ressourcen ökonomisch und ökologisch umzu-

gehen. 

 

Innerhalb dieser Themenbereiche sind jeweils verschiedene fachliche Wissensgrund-

lagen zu vermitteln. Bei der Planung des Unterrichts sind diese den einzelnen The-

menbereichen zuzuordnen. 

 

                                                                                                                Stundenzahl 

Die Wissensgrundlagen umfassen 

1.  Kenntnisse der Gesundheits- und Krankenpflege                                           240 

2.  Pflegerelevante Kenntnisse der Naturwissenschaften                                      

und der Medizin                                                                                               100 

3.  Pflegerelevante Kenntnisse der Geistes- und  

Sozialwissenschaften                                                                                        70 

4.  Pflegerelevante Kenntnisse aus Recht, Politik und Wirtschaft                          40 

Zur Verteilung                                                                                                         50 

 

Stundenzahl insgesamt                                                                                         500 
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B Praktische Ausbildung 

 
                                                                                                                   Stundenzahl 

Gesundheits- und Krankenpflegeassistenz bei Menschen aller  

Altersgruppen in der stationären Versorgung in  

konservativen und operativen Bereichen                                                                 980 

 

 

 

Gesundheits- und Krankenpflegeassistenz bei Menschen aller 

Altersgruppen in der ambulanten Versorgung außerhalb des  

Krankenhausbereichs sowie in teilstationären Einrichtungen:  

Einsatz in ambulanten Pflegediensten oder in Einrichtungen  

des betreuten Wohnens oder in Tageskliniken                                                        120 

 

Stundenzahl insgesamt                                                                                         1.100 
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         Anlage  2 
         (zu § 5 Abs. 4) 
 
 
 
______________________________ 
       (Bezeichnung der Schule) 
 
 
 

Bescheinigung 
über die Teilnahme an den Ausbildungsveranstaltungen 

 
 

Name, Vorname 
  
 
 
_______________________________________________________________________ 
 
Geburtsdatum      Geburtsort 
 
 
_______________________________________________________________________ 
 
hat in der Zeit vom     bis 
 
 
_______________________________________________________________________ 
 
regelmäßig und mit Erfolg an dem theoretischen und praktischen Unterricht und der prakti-
schen Ausbildung als Schüler(in) in der Gesundheits- und Krankenpflegeassistenz teilge-
nommen. 
 
Die Ausbildung ist – nicht – über die nach der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den 
Beruf der Gesundheits- und Krankenpflegeassistentinnen und Gesundheits- und Krankenpfle-
geassistenten (Ges.-KrPflassAPrV) vom 6. Oktober 2008 (GV. NRW. S. 652) – zulässigen 
Fehlzeiten hinaus – um Tage 1) unterbrochen worden. 
 
Ort, Datum 
 
__________________________________   (Stempel) 
 
__________________________________ 
(Unterschrift) der Schulleitung 
 
1) Nichtzutreffendes streichen 
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             Anlage 3 
             (zu § 14 Abs. 2) 
 
Die Vorsitzende/der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses 
 

Zeugnis 
 

über die staatliche Prüfung in der Gesundheits- und Krankenpflegeassistenz 
 
Name, Vorname 
 
 
_________________________________________________________________________ 
 
Geburtsdatum       Geburtsort 
 
 
_________________________________________________________________________ 
 
hat am ______________________die staatliche Prüfung in der Gesundheits- und 
Krankenpflegeassistenz nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den 
Beruf der Gesundheits- und Krankenpflegeassistentinnen und Gesundheits- und 
Krankenpflegeassistenten (Ges.-KrPflassAPrV) vom 6. Oktober 2008 (GV. NRW. S. 652) – 
vor dem staatlichen Prüfungsausschuss bei der  
 
 
____________________________ in __________________________________ bestanden. 
 
Sie/Er hat folgende Prüfungsnoten erhalten: 
 
1. im schriftlichen der Prüfung    „_______________“ 
 
2. im mündlichen Teil der Prüfung    „_______________“ 
 
3. im praktischen Teil der Prüfung    „_______________“ 
 
 
 
Ort, Datum 
 
        ( Siegel ) 
 
 
_____________________________ 
(Unterschrift des Prüfungsvorsitzes) 
 
 

1) Nichtzutreffendes streichen 
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         Anlage  4 
         (zu § 2 Abs. 1) 
 
 
 
 

Urkunde 
über die Erlaubnis zur Führung der Berufsbezeichnung 

 
 

„_____________________________“ 
 

 
Name, Vorname 
 
 
_______________________________________________________________________ 
 
geboren am      in 
 
 
_______________________________________________________________________ 
 
 
erhält mit Wirkung vom heutigen Tage aufgrund des § 1 der Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnung für den Beruf der Gesundheits- und Krankenpflegeassistentin und des Gesundheits- 
und Krankenpflegeassistenten vom 6. Oktober 2008 (GV. NRW. S. 652) die Erlaubnis, die 
Berufsbezeichnung 
 

„___________________________“ 
 

zu führen. 
 
 
 
Ort, Datum 
 
__________________________________   (Siegel) 
 
 
__________________________________ 

( Unterschrift ) 
 
 
 
 

– GV. NRW. 2008 S. 652
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822

1. Nachtrag zur Satzung 
der Unfallkasse Nordrhein-Westfalen

Vom 11. Juni 2008

Die Satzung der Unfallkasse Nordrhein-Westfalen vom 
28. November 2007 (GV. NRW. S. 621 i. V. m. GV. NRW. 
2008 S. 54) wird wie folgt geändert:

Artikel I

1.  Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

  Die Anhänge 1 bis 4 zu § 27 der Satzung werden mit 
ihrer Überschrift gestrichen und ersetzt durch:

 „Anhang zu § 27 der Satzung

 Beitragsordnung“.

 ABSCHNITT II
 Organisation

2.  § 13 Nr. 9 wird wie folgt neu gefasst:

  „Feststellung des Haushaltsplans (§ 70 Abs. 1 Satz 2 
SGB IV), Beschlussfassung über die nach dem Anhang 
zu § 27 von der Vertreterversammlung zu beschlie-
ßenden Hebesätze, Beschlussfassung über die 
Betriebsmittel (§ 29),“.

3.  § 14 Abs. 2 Nr. 7 wird wie folgt neu gefasst:

  „Aufstellung des Haushaltsplans (§ 70 Abs. 1 Satz 1 
SGB IV), Vorlage an die Vertreterversammlung für 
die nach dem Anhang zu § 27 von der Vertreterver-
sammlung zu beschließenden Hebesätze,“.

 ABSCHNITT V
 Aufbringung der Mittel

4.  § 27 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 27

  Die Mittel für die Ausgaben der Unfallkasse Nord-
rhein-Westfalen, die ausweislich des gemäß § 70 
Abs. 1 Satz 2 SGB IV festgestellten Haushaltsplans 
nicht durch sonstige Einnahmen gedeckt sind, wer-
den durch Beiträge und Beitragszuschläge der Unter-
nehmer aufgebracht (§ 185 SGB VII). Das Nähere 
bestimmt die Beitragsordnung (Anhang zu dieser 
Vorschrift).“

 Anhänge

5.   Die Anhänge 1 bis 4 zu § 27 der Satzung werden 
ersetzt durch:

 „Anhang zu § 27 der Satzung der Unfallkasse 
Nordrhein-Westfalen

 Beitragsordnung

Abschnitt 1 
Berechnung der Beiträge

§ 1 
Umlagerechnung

(1) Die Beiträge der Unternehmen werden im Wege der 
Umlage berechnet. Dabei umfassen die Beiträge des 
Landes und der Gemeinden auch die von diesen nach 
§ 185 Abs. 2 SGB VII aufzubringenden Aufwendungen.

(2) Grundlage der Umlagerechnung ist der Mittelbedarf, 
der sich aus dem Haushaltsplan für das Umlagejahr 
ergibt (§ 27 der Satzung).

§ 2 
Umlagegruppen

(1) Nach Maßgabe der in §§ 128, 129, 129 a SGB VII fest-
gelegten Zuständigkeiten werden getrennte Umlage-
gruppen für den Landesbereich und den kommunalen 
Bereich gebildet.

(2) Für den Landesbereich werden die folgenden Umla-
gegruppen gebildet, denen angehören in:
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Bezeichnung Mitglieder der Umlagegruppe

LA1
(Beschäftigte, Wie-Beschäftigte, 
unternehmerähnliche Personen, 
sonstige Versicherte)

das Land Nordrhein-Westfalen, Unternehmen nach §§ 128 Abs. 1 Nr. 1 a, 129 a 
SGB VII, Unternehmen nach § 128 Abs. 4 SGB VII in der Fassung bis 
31. Dezember 2004 i. V. m. § 218 d SGB VII und Körperschaften, Anstalten oder 
Stiftungen des öffentlichen Rechts, für welche die Unfallkasse nach anderen 
Vorschriften Unfallversicherungsträger geworden ist und die dem Landes-
bereich zuzuordnen sind (Artikel 4 § 11 UVNG) sowie freiwillig versicherte 
unternehmerähnliche Personen (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 SGB VII), soweit das Unter-
nehmen dem Landesbereich zuzuordnen ist

LA2
(beitragsfrei Versicherte)

das Land Nordrhein-Westfalen

LS1
(Kinder in Tageseinrichtungen, 
Kinder während der Betreuung 
durch Tagespfl egepersonen)

das Land Nordrhein-Westfalen als Träger der Aufwendung für Kinder in 
Tageseinrichtungen i. S. v. §§ 2 Abs. 1 Nr. 8 a, 128 Abs. 1 Nr. 2 SGB VII sowie 
als Träger der Aufwendungen für Kinder, die durch geeignete Tagespfl egeper-
sonen i. S. v. § 23 SGB VIII betreut werden (§§ 2 Abs. 1 Nr. 8 a, 128 Abs. 1 Nr. 2 
SGB VII)
sowie
das Land Nordrhein-Westfalen, Unternehmen nach §§ 128 Abs. 1 Nr. 1 a, 129 a 
SGB VII, Unternehmen nach § 128 Abs. 4 SGB VII in der Fassung bis 
31. Dezember 2004 i. V. m. § 218 d SGB VII und Körperschaften, Anstalten oder 
Stiftungen des öffentlichen Rechts, für welche die Unfallkasse nach anderen 
Vorschriften Unfallversicherungsträger geworden ist und die dem Landes-
bereich zuzuordnen sind (Artikel 4 § 11 UVNG), soweit diese Sachkostenträger 
von Kindertageseinrichtungen i. S. v. § 2 Abs. 1 Nr. 8 a SGB VII sind

LS2
(Schüler an allgemeinbildenden 
Schulen)

das Land Nordrhein-Westfalen als Träger von Aufwendungen für Schüler an 
privaten allgemeinbildenden Schulen i. S. v. §§ 2 Abs. 1 Nr. 8 b, 128 Abs. 1 
Nr. 3 SGB VII
sowie
das Land Nordrhein-Westfalen, Unternehmen nach §§ 128 Abs. 1 Nr. 1 a, 129 a 
SGB VII, Unternehmen nach § 128 Abs. 4 SGB VII in der Fassung bis 
31. Dezember 2004 i. V. m. § 218 d SGB VII und Körperschaften, Anstalten oder 
Stiftungen des öffentlichen Rechts, für welche die Unfallkasse nach anderen 
Vorschriften Unfallversicherungsträger geworden ist und die dem Landes-
bereich zuzuordnen sind (Artikel 4 § 11 UVNG), soweit diese Träger öffentli-
cher allgemeinbildender Schulen i. S. v. §§ 2 Abs. 1 Nr. 8 b SGB VII sind

LS3
(Schüler an berufsbildenden 
Schulen, Studierende, Lernende)

das Land Nordrhein-Westfalen als Träger von Aufwendungen für Schüler an 
privaten berufsbildenden Schulen i. S. v. §§ 2 Abs. 1 Nr. 8 b, 128 Abs. 1 Nr. 3 
SGB VII und Studierende an privaten Hochschulen i. S. v. §§ 2 Abs. 1 Nr. 8 c, 
128 Abs. 1 Nr. 4 SGB VII
sowie
das Land Nordrhein-Westfalen, Unternehmen nach §§ 128 Abs. 1 Nr. 1 a, 129 a 
SGB VII, Unternehmen nach § 128 Abs. 4 SGB VII in der Fassung bis 
31. Dezember 2004 i. V. m. § 218 d SGB VII und Körperschaften, Anstalten oder 
Stiftungen des öffentlichen Rechts, für welche die Unfallkasse nach anderen 
Vorschriften Unfallversicherungsträger geworden ist und die dem Landes-
bereich zuzuordnen sind (Artikel 4 § 11 UVNG), soweit diese Träger öffentli-
cher berufsbildender Schulen i. S. v. § 2 Abs. 1 Nr. 8 b SGB VII, Träger von 
öffentlichen Hochschulen i. S. v. § 2 Abs. 1 Nr. 8 c oder von Einrichtungen 
i. S. v. § 2 Abs. 1 Nr. 2 SGB VII sind.

(3) Für den kommunalen Bereich werden die folgenden Umlagegruppen gebildet, denen angehören in:

Bezeichnung Mitglieder der Umlagegruppe

KA1
(Beschäftigte, Wie-Beschäftigte, 
unternehmerähnliche Personen, 
sonstige Versicherte)

die Gemeinden und Gemeindeverbände, Unternehmen nach §§ 129 Abs. 1 
Nr. 1 a, 129 a SGB VII, Unternehmen nach § 129 Abs. 3 SGB VII in der Fassung 
bis 31. Dezember 2004 i. V. m. § 218 d SGB VII und Körperschaften, Anstalten 
oder Stiftungen des öffentlichen Rechts, für welche die Unfallkasse nach ande-
ren Vorschriften Unfallversicherungsträger geworden ist und die dem kommu-
nalen Bereich zuzuordnen sind (Artikel 4 § 11 UVNG) sowie freiwillig versi-
cherte unternehmerähnliche Personen (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 SGB VII), soweit das 
Unternehmen dem kommunalen Bereich zuzuordnen ist

KA2
(beitragsfrei Versicherte)

die Gemeinden

KA3
(kommunale Mandatsträger, 
gewählte Ehrenamtsträger in 
gemeinnützigen Organisationen)

die Gemeinden und Gemeindeverbände sowie freiwillig versicherte gewählte 
Ehrenamtsträger in gemeinnützigen Organisationen nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 SGB 
VII

KA4
(in Feuerwehren und in deren 
Verbänden Tätige)

die Gemeinden

KA5
(Beschäftigte in Haushalten)

Haushalte nach § 129 Abs. 1 Nr. 2 SGB VII
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KS1
(Kinder in Tageseinrichtungen)

Gemeinden und Gemeindeverbände, Unternehmen nach §§ 129 Abs. 1 Nr. 1 a, 
129 a SGB VII, Unternehmen nach § 129 Abs. 3 SGB VII in der Fassung bis 
31. Dezember 2004 i. V. m. § 218 d SGB VII und Körperschaften, Anstalten oder 
Stiftungen des öffentlichen Rechts, für welche die Unfallkasse nach anderen 
Vorschriften Unfallversicherungsträger geworden ist und die dem kommuna-
len Bereich zuzuordnen sind (Artikel 4 § 11 UVNG), soweit diese Sachkosten-
träger von Kindertageseinrichtungen i. S. v. § 2 Abs. 1 Nr. 8 a SGB VII sind

KS2
(Schüler an allgemeinbildenden 
Schulen)

Gemeinden und Gemeindeverbände, Unternehmen nach §§ 129 Abs. 1 Nr. 1 a, 
129 a SGB VII, Unternehmen nach § 129 Abs. 3 SGB VII in der Fassung bis 
31. Dezember 2004 i. V. m. § 218 d SGB VII und Körperschaften, Anstalten oder 
Stiftungen des öffentlichen Rechts, für welche die Unfallkasse nach anderen 
Vorschriften Unfallversicherungsträger geworden ist und die dem kommuna-
len Bereich zuzuordnen sind (Artikel 4 § 11 UVNG), soweit diese Träger 
öffentlicher allgemeinbildender Schulen nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 b SGB VII sind

KS3
(Schüler an berufsbildenden 
Schulen, Studierende, Lernende)

Gemeinden und Gemeindeverbände, Unternehmen §§ 129 Abs. 1 Nr. 1 a, 129 a 
SGB VII, Unternehmen nach § 129 Abs. 3 SGB VII in der Fassung bis 
31. Dezember 2004 i. V. m. § 218 d SGB VII und Körperschaften, Anstalten oder 
Stiftungen des öffentlichen Rechts, für welche die Unfallkasse nach anderen 
Vorschriften Unfallversicherungsträger geworden ist und die dem kommuna-
len Bereich zuzuordnen sind (Artikel 4 § 11 UVNG), soweit diese Träger 
öffentlicher berufsbildender Schulen nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 b SGB VII, Träger 
von öffentlichen Hochschulen nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 c oder von Einrichtungen 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 SGB VII sind.

§ 3 
Umlageanteil

(1) Der jeweilige Anteil der Umlagegruppe (Umlagean-
teil) am Mittelbedarf (§ 1 Abs. 2) entspricht, soweit sich 
nicht aus Absatz 2 etwas anderes ergibt, dem Verhältnis 
der Summe der Entschädigungsleistungen (Absatz 2), die 
der einzelnen Umlagegruppe zuzurechnen sind (Absätze 
3 und 4), zur Summe aller von der Unfallkasse erbrach-
ten Entschädigungsleistungen. Dem nach Satz 1 ermit-
telten Umlageanteil der jeweiligen Umlagegruppe wer-
den ggfs. Beitragszuschläge (§ 7 Abs. 8) und Ermäßigun-
gen (§ 5 Abs. 7) zugerechnet.

(2) Für die Berechnung der Umlageanteile sind die Ent-
schädigungsleistungen der Kontengruppen 40 – 58 maß-
geblich, die in der Jahresrechnung nachgewiesen sind. 
Soweit sich aus der Jahresrechnung keine Unterschei-
dung nach Umlagegruppen ergibt, werden die Entschä-
digungsleistungen zu Grunde gelegt, die in der dafür 
verwendeten elektronischen Datenverarbeitung nachge-
wiesen sind. Der Unterschiedsbetrag zwischen den in der 

elektronischen Datenverarbeitung nachgewiesenen Ent-
schädigungsleistungen und den Ergebnissen aus der Jah-
resrechnung wird auf die einzelnen Umlagegruppen ent-
sprechend ihrem ermittelten Anteil verteilt. Es sind 
jeweils die Entschädigungsleistungen des Jahres zu ver-
wenden, für das zuletzt über die Entlastung (§ 77 Abs. 1 
SGB IV) zu beschließen war sowie der zwei davor liegen-
den Jahre; für die Haushaltsjahre 2005 bis 2007 treten 
hierbei an die Stelle der Entlastung des Vorstandes und 
der Geschäftsführung der Unfallkasse, die Entlastungen 
der Vorstände und Geschäftsführungen des Gemein-
deunfallversicherungsverbandes Westfalen-Lippe, des 
Rheinischen Gemeindeunfallversicherungsverbandes, 
der Landesunfallkasse Nordrhein-Westfalen und der 
Feuerwehr-Unfallkasse Nordrhein-Westfalen.

(3) Nach Maßgabe der in §§ 128, 129, 129 a SGB VII fest-
gelegten Zuständigkeiten werden den einzelnen Umlage-
gruppen im Landesbereich (§ 2 Abs. 2) die Entschädi-
gungsleistungen für die folgenden Versicherten zuge-
rechnet:

LA1 –  Beschäftigte sowie Personen, die wie Beschäftigte tätig werden, sofern sie nicht der Umlagegruppe LA2 zuzu-
ordnen sind (§ 2 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 Satz 1 SGB VII)

–  freiwillig versicherte Personen, die der Umlagegruppe zugeordnet sind (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 SGB VII)

–  Deutsche, die im Ausland bei einer amtlichen Vertretung des Landes oder bei deren Leitern, deutschen Mit-
gliedern oder Bediensteten beschäftigt sind (§ 2 Abs. 3 Nr. 1SGB VII)

–  behinderte Menschen, die in anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen oder in Blindenwerkstätten 
im Sinne des § 143 SGB IX oder für diese Einrichtungen in Heimarbeit tätig sind (§ 2 Abs. 1 Nr. 4 SGB VII)

–  Personen, die selbständig oder unentgeltlich, insbesondere ehrenamtlich im Gesundheitswesen oder in der 
Wohlfahrtspfl ege tätig sind (§ 2 Abs. 1 Nr. 9 SGB VII)

–  Personen, die ehrenamtlich tätig sind (§ 2 Abs. 1 Nr. 10 a SGB VII)

–  Personen, die zur Unterstützung einer Diensthandlung herangezogen werden (§ 2 Abs. 1 Nr. 11 a SGB VII)

–  Personen, die als Zeugen herangezogen werden (§ 2 Abs. 1 Nr. 11 b SGB VII)

–  Blut-, Organ- und Gewebespender § 2 Abs. 1 Nr. 13 b SGB VII)

–  Personen, die auf Kosten einer Krankenkasse eine Behandlung oder Leistungen erhalten (§ 2 Abs. 1 Nr. 15 a 
SGB VII)

–  Personen, die im Zivilschutz unentgeltlich, insbesondere ehrenamtlich tätig sind oder an Ausbildungsveran-
staltungen dieser Unternehmen teilnehmen (§ 2 Abs. 1 Nr. 12 SGB VII)

LA2 –  Personen, die wie Beschäftigte für nicht gewerbsmäßige Halter von Fahrzeugen oder Reittieren tätig werden 
(§ 2 Abs. 2 Satz 1 SGB VII)

–  Personen, die während einer aufgrund eines Gesetzes angeordneten Freiheitsentziehung oder aufgrund einer 
strafrichterlichen, staatsanwaltschaftlichen oder jugendbehördlichen Anordnung wie Beschäftige tätig wer-
den (§ 2 Abs. 2 Satz 2 SGB VII)

–  Personen, die sich Untersuchungen, Prüfungen oder ähnlichen Maßnahmen unterziehen, die aufgrund von 
Rechtsvorschriften zur Aufnahme einer versicherten Tätigkeit oder infolge einer abgeschlossenen versicher-
ten Tätigkeit erforderlich sind (§ 2 Abs. 1 Nr. 3 SGB VII)
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–  Personen, die in Einrichtungen zur Hilfe bei Unglücksfällen des Landes Nordrhein-Westfalen tätig sind oder 
an Ausbildungsveranstaltungen dieser Einrichtungen teilnehmen (§ 2 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 Satz 1, Abs 1 Nr. 12 
SGB VII)

LS1 –  Kinder während des Besuchs von Tageseinrichtungen und während der Betreuung durch Tagespfl egepersonen 
(§ 2 Abs. 1 Nr. 8 a SGB VII)

LS2 –  Schüler während des Besuchs von allgemeinbildenden Schulen (§ 2 Abs. 1 Nr. 8 b SGB VII)

LS3 –  Schüler während des Besuchs von berufsbildenden Schulen (§ 2 Abs. 1 Nr. 8 b SGB VII)

–  Studierende während des Besuchs von Hochschulen (§ 2 Abs. 1 Nr. 8 c SGB VII)

–  Lernende während der berufl ichen Aus- und Fortbildung (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 SGB VII).

(4) Den einzelnen Umlagegruppen im kommunalen Bereich werden die Entschädigungsleistungen für die folgenden 
Versicherten zugerechnet:

KA1 –  Beschäftigte, sofern diese nicht der Umlagegruppe KA5 zuzurechnen sind sowie Personen, die wie Beschäf-
tigte tätig werden, sofern diese nicht der Umlagegruppe KA2 zuzuordnen sind (§ 2 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 Satz 1 
SGB VII)

–  freiwillig versicherte Personen, die der Umlagegruppe zugeordnet sind (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 SGB VII)

–  behinderte Menschen, die in anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen oder in Blindenwerkstätten 
im Sinne des § 143 SGB IX oder für diese Einrichtungen in Heimarbeit tätig sind (§§ 2 Abs. 1 Nr. 4, 129 
Abs. 1 Nr. 1 und 1 a, 218 d SGB VII i. V. m. § 129 Abs. 3 SGB VII i. d. F. bis 31.12.2004, Artikel. 4 § 11 UVNG)

–  Personen, die selbständig oder unentgeltlich, insbesondere ehrenamtlich im Gesundheitswesen oder in der 
Wohlfahrtspfl ege tätig sind (§ 2 Abs. 1 Nr. 9 SGB VII)

–  Personen, die ehrenamtlich tätig sind (§ 2 Abs. 1 Nr. 10 a SGB VII), sofern sie nicht der Umlagegruppe KA3 
zuzurechnen sind

–  Personen, die zur Unterstützung einer Diensthandlung herangezogen werden (§ 2 Abs. 1 Nr. 11 a SGB VII)

–  Personen, die als Zeugen herangezogen werden (§ 2 Abs. 1 Nr. 11 b SGB VII)

–  Blut-, Organ- und Gewebespender (§ 2 Abs. 1 Nr. 13 b SGB VII)

–  Personen, die auf Kosten einer Krankenkasse eine Behandlung oder Leistungen erhalten (§ 2 Abs. 1 Nr. 15 a 
SGB VII)

–  Personen, die im Zivilschutz unentgeltlich, insbesondere ehrenamtlich tätig sind oder an Ausbildungsveran-
staltungen dieser Unternehmen teilnehmen (§ 2 Abs. 1 Nr. 12 SGB VII)

KA2 –  Personen, die wie Beschäftigte für Haushalte tätig werden (§ 2 Abs. 2 Satz 1 SGB VII)

–  Personen, die sich Untersuchungen, Prüfungen oder ähnlichen Maßnahmen unterziehen, die aufgrund von 
Rechtsvorschriften zur Aufnahme einer versicherten Tätigkeit oder infolge einer abgeschlossenen versicher-
ten Tätigkeit erforderlich sind usw. (§ 2 Abs. 1 Nr. 3 SGB VII)

–  Personen, die in Einrichtungen zur Hilfe bei Unglücksfällen tätig sind oder an Ausbildungsveranstaltungen 
dieser Einrichtungen teilnehmen tätig sind (§§ 2 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 Satz 1, Abs. 1 Nr. 12), soweit diese nicht 
der Umlagegruppe KA4 zuzurechnen sind

–  Personen, die bei Unglücksfällen oder gemeiner Gefahr oder Not Hilfe leisten oder einen anderen aus erhebli-
cher gegenwärtiger Gefahr für seine Gesundheit retten (§ 2 Abs. 1 Nr. 13 a SGB VII)

–  Personen, die sich bei der Verfolgung oder Festnahme einer Person persönlich einsetzten (§ 2 Abs. 1 Nr. 13 c 
SGB VII)

–  Personen, die bei der Schaffung öffentlich geförderten Wohnraums im Sinnes des Zweiten Wohnungsbauge-
setzes oder im Rahmen der sozialen Wohnraumförderung bei der Schaffung von Wohnraum im Sinne des § 16 
Abs. 1 bis 3 des Wohnraumförderungsgesetzes im Rahmen der Selbsthilfe tätig sind (§ 2 Abs. 1 Nr. 16 SGB VII)

–  Personen, die bei in Eigenarbeit nicht gewerbsmäßig ausgeführten Bauarbeiten tätig werden (§ 2 Abs. 1 Nr. 1, 
Abs. 2 Satz 1 SGB VII)

–  Pfl egepersonen (§ 2 Abs. 1 Nr. 17 SGB VII)

–  Personen, die wie Beschäftigte im Rahmen von Maßnahmen der Hilfe zur Arbeit tätig werden (§ 2 Abs. 2 
Satz 1 SGB VII)

–  Ehrenamtlich Tätige und bürgerschaftlich Engagierte (§ 3 Abs. 1 Nr. 4 SGB VII, § 5 der Satzung)

KA3 –  Personen, die ehrenamtlich als Mitglied der Kreistage, der Städteregionstage, der Gemeinderäte sowie ggfs. 
der Bezirksvertretungen tätig sind (§ 2 Abs. 1 Nr. 10 a SGB VII)

–  freiwillig versicherte Personen, die der Umlagegruppe zugeordnet sind (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 SGB VII)

KA4 –  Personen, die in Feuerwehren im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 6 der Satzung tätig sind (§ 2 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 
Satz 1, Abs. 1 Nr. 12 SGB VII)

KA5 –  Beschäftigte in Haushalten (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII) 

KS1 –  Kinder während des Besuchs von Tageseinrichtungen (§ 2 Abs. 1 Nr. 8 a SGB VII)

KS2 –  Schüler während des Besuchs von allgemeinbildenden Schulen (§ 2 Abs. 1 Nr. 8 b SGB VII)

KS3 –  Schüler während des Besuchs von berufsbildenden Schulen (§ 2 Abs. 1 Nr. 8 b SGB VII)

–  Studierende während des Besuchs von Hochschulen (§ 2 Abs. 1 Nr. 8 c SGB VII)

–  Lernende während der berufl ichen Aus- und Fortbildung (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 SGB VII).
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(5) Entschädigungsleistungen, die den Unternehmen der 
Unfallkasse (§132 SGB VII) zuzurechnen sind, werden 
den Umlagegruppen entsprechend des Anteils an den 
Entschädigungsleistungen zugerechnet.

(6) Nicht zurechenbare erbrachte Entschädigungsleis-
tungen sind den einzelnen Umlagegruppen entsprechend 
ihrem ermittelten Anteil hinzuzurechnen.

§ 4 
Hebesatz und Beitragsmaßstab der Umlagegruppen

(1) Der für die Umlagegruppe maßgebliche Hebesatz 
ergibt sich, soweit nicht in Absatz 2 etwas anderes gere-
gelt ist, aus der Division des Umlageanteils der Umlage-
gruppe (§ 2) durch den für die Umlagegruppe geltenden 
Beitragsmaßstab (Absätze 4 – 10). Der Hebesatz wird auf 
vier Stellen nach dem Komma berechnet und nach § 187 
Abs. 1 SGB VII gerundet.

(2) Ausgehend von der Berechnung nach Absatz 1 
beschließt die Vertreterversammlung der Unfallkasse 
den Hebesatz für die Umlagegruppen KA3 und KA5.

(3) Die Berechnung eines Hebesatzes für eine Umlage-
gruppe entfällt, wenn in der Umlagegruppe nur ein Bei-
tragsschuldner vorhanden ist.

(4) Beitragsmaßstab für die Umlagegruppen LA1 und 
KA1 ist die Summe der Beschäftigen in den der jewei-
ligen Umlagegruppe zugeordneten Unternehmen sowie 
die Zahl der der jeweiligen Umlagegruppe angehörigen 
freiwillig versicherten Personen.

Zur Feststellung der Beschäftigtenzahlen nach Satz 1 
führt die Unfallkasse stichtagsbezogene Abfragen bei 
den Unternehmen durch. Maßgeblich ist die Zahl der 
Beschäftigten am 31.3. des Jahres, das vor dem Jahr 
liegt, für das der Haushaltsplan aufgestellt wird. Dabei 
sind nur diejenigen Beschäftigten mit laufender Entgelt-
zahlung zu berücksichtigen. Die Zahl der freiwillig ver-
sicherten Personen nach Satz 1 wird durch die an dem in 
Satz 3 bezeichneten Zeitpunkt bestehenden freiwilligen 
Versicherungen bestimmt, die in der dafür verwendeten 
elektronischen Datenverarbeitung erfasst sind.

(5) Beitragsmaßstab für die Umlagegruppen LA2, KA2 
und KA4 ist die Zahl der Einwohner. Maßgeblich sind 
die mit Stand 31.12. des Jahres, das 2 Jahre vor dem Jahr 
liegt, für das der Haushaltsplan aufgestellt wird, durch 
das Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik ver-
öffentlichten Zahlen.

(6) Beitragsmaßstab für die Umlagegruppe KA3 ist die 
Zahl der Mitglieder der Kreistage, der Städteregions-
tage, der Gemeinderäte und ggfs. der Bezirksvertretun-
gen sowie die Zahl der der jeweiligen Umlagegruppe 
angehörigen freiwillig versicherten Personen.

Maßgeblich sind die Zahlen der Mitglieder der Kreistage, 
der Städteregionstage, der Gemeinderäte und ggfs. 
Bezirksvertretungen, die sich aus den Veröffentlichun-
gen des Landesamtes für Datenverarbeitung und Statis-
tik über die zuletzt vor der Aufstellung des Haushalts-
planes durchgeführte Kommunalwahl ergeben. Soweit 
das Landesamt über keine Daten verfügt, sind eigene 
Erhebungen entsprechend Satz 1 anzustellen.

Die Zahl der freiwillig versicherten Personen nach Satz 1 
wird durch die am 31.3. des Jahres, das vor dem Jahr 
liegt, für das der Haushaltsplan aufgestellt wird, beste-
henden freiwilligen Versicherungen bestimmt, die in der 
dafür verwendeten elektronischen Datenverarbeitung 
erfasst sind.

(7) Beitragsmaßstab für die Umlagegruppe KA5 ist die 
Zahl der Beschäftigen, die am 31.3. des Jahres, das vor 
dem Jahr liegt, für das der Haushaltsplan aufgestellt 
wird, in der dafür verwendeten elektronischen Daten-
verarbeitung der Unfallkasse nachgewiesen ist.

(8) Beitragsmaßstab für die Umlagegruppe LS1 ist die 
Summe der Kinder nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 a SGB VII, für 
die das Land Nordrhein-Westfalen nach §§ 185 Abs. 2, 
128 Abs. 1 Nr. 2 SGB VII die Aufwendungen trägt sowie 
der Kinder nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 a SGB VII, die Einrich-
tungen besuchen, deren Träger der Umlagegruppe zuge-
ordnet ist.

Beitragsmaßstab für die Umlagegruppe KS1 ist die 
Summe der Kinder nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 a SGB VII, die 
Einrichtungen besuchen, deren Träger der Umlage-
gruppe zugeordnet ist.

Zur Feststellung der Versichertenzahlen nach Satz 1 und 
2 führt die Unfallkasse stichtagsbezogene Abfragen bei 
den Trägern der Einrichtungen sowie den betreuenden 
Tagespfl egepersonen durch. Maßgeblich ist die Zahl der 
am 31.3. des Jahres, das vor dem Jahr liegt, für das der 
Haushaltsplan aufgestellt wird, in den Einrichtungen 
angemeldeten Kinder bzw. die Zahl der zu diesem Zeit-
punkt von Tagepfl egepersonen betreuten Kindern.

(9) Beitragsmaßstab für die Umlagegruppen LS2 ist die 
Summe der Schüler nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 b, 1. Alt. SGB 
VII, für die das Land Nordrhein-Westfalen nach §§ 185 
Abs. 2, 128 Abs. 1 Nr. 3 SGB VII die Aufwendungen 
trägt sowie der Schüler nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 b, 1. Alt. 
SGB VII, die Einrichtungen besuchen, deren Träger der 
Umlagegruppe zugeordnet ist.

Beitragsmaßstab für die Umlagegruppe KS2 ist die 
Summe der Schüler nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 b, 1. Alt. SGB 
VII, die Einrichtungen besuchen, deren Träger der Umla-
gegruppe zugeordnet ist.

Zur Feststellung der Versichertenzahlen nach Satz 1 und 
2 führt die Unfallkasse stichtagsbezogene Abfragen bei 
den Trägern der Einrichtungen durch. Maßgeblich ist die 
Zahl der am 31.3. des Jahres, das vor dem Jahr liegt, für 
das der Haushaltsplan aufgestellt wird, in den Einrich-
tungen angemeldeten Schüler.

(10) Beitragsmaßstab für die Umlagegruppen LS3 ist die 
Summe der Schüler nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 b, 2. Alt. SGB 
VII und der Studierenden nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 c SGB 
VII, für die das Land Nordrhein-Westfalen nach §§ 185 
Abs. 2, 128 Abs. 1 Nr. 3 und 4 SGB VII die Aufwendun-
gen trägt sowie der Schüler nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 b SGB 
VII, Studierenden nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 c SGB VII und 
Lernenden nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 SGB VII, die Einrich-
tungen besuchen, deren Träger der Umlagegruppe zuge-
ordnet ist.

Beitragsmaßstab für die Umlagegruppen KS3 ist die 
Summe der Schüler nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 b SGB VII, 
Studierenden nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 c SGB VII und Ler-
nenden nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 SGB VII, die Einrichtungen 
besuchen, deren Träger der Umlagegruppe zugeordnet 
ist.

Zur Feststellung der Versichertenzahlen nach Satz 1 und 
2 führt die Unfallkasse stichtagsbezogene Abfragen bei 
den Trägern der Einrichtungen durch. Maßgeblich ist die 
Zahl der am 31.3. des Jahres, das vor dem Jahr liegt, für 
das der Haushaltsplan aufgestellt wird, in den Einrich-
tungen angemeldeten Schüler, Studierenden sowie Ler-
nenden.

(11) Die zum 30.6. des Jahres, das vor dem Jahr liegt, für 
das der Haushaltsplan aufgestellt wird, der Unfallkasse 
vorliegenden Daten zu den Beitragsmaßstäben gem. 
Absätze 4 und 8 – 10 sind für die Umlagerechnung maß-
geblich. Die Unternehmen sind verpfl ichtet, die für die 
Festsetzung der Beiträge angeforderten Angaben fristge-
recht mitzuteilen. Soweit zu den in den Absätzen 4 und 8 
bis 10 genannten Stichtagen keine Werte vorliegen, kann 
für die Meldung auf die aktuellsten, dem Landesamt für 
Datenverarbeitung und Statistik übermittelten Daten 
zurück gegriffen werden. Soweit die Unternehmen die 
Angaben nicht, nicht rechtzeitig, unvollständig oder 
falsch erbringen, kann die Unfallkasse eine Schätzung 
vornehmen.

§ 5 
Individueller Beitragsmaßstab und Beitrag 

der Unternehmen

(1) Der von dem einer Umlagegruppe nach § 2 zugeord-
neten Unternehmen zu zahlende Beitrag ergibt sich aus 
der Multiplikation des für seine Umlagegruppe nach § 4 
errechneten Hebesatzes mit dem für das Unternehmen 
geltenden Beitragsmaßstab (Absatz 2). Der Beitrag wird 
auf zwei Stellen nach dem Komma berechnet und nach 
§ 187 Abs. 1 SGB VII gerundet.

(2) Individueller Beitragsmaßstab im Sinne des Absatz 1 
ist der für das Unternehmen geltende Einzelwert des 
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Beitragsmaßstabes nach § 4 Abs. 4 – 10, soweit nach den 
Absätzen 3 – 8 keine abweichende Regelung gilt.

(3) Für die freiwillig versicherten Personen in den Umla-
gegruppen KA1 und KA3 bestimmt § 6 Abs. 5 der Sat-
zung den individuellen Beitragsmaßstab.

(4) Für Unternehmen der Umlagegruppe KA5 gilt, 
soweit kein Beschäftigungsverhältnis im Rahmen des 
Haushaltsscheckverfahrens (§ 28 a Abs. 7 SGB IV) vor-
liegt, als individueller Beitragsmaßstab die Höchstzahl 
der im Beitragsjahr nebeneinander beschäftigten Perso-
nen (§ 2 Abs. 1 Nr. 1, § 129 Abs. 1 Nr. 2 SGB VII) unab-
hängig von der wöchentlichen Arbeitszeit und der Dauer 
der einzelnen Beschäftigungen im Jahr. Soweit für die 
nach § 28 a Abs. 7 SGB IV der Einzugstelle gemeldeten 
geringfügig Beschäftigten in Privathaushalten nach 
§ 185 Abs. 4 Satz 3 bis 6 SGB VII und ggf. einer dazu 
ergangenen Rechtsverordnung des zuständigen Bundes-
ministeriums ein anderer als der nach dieser Beitrags-
ordnung ermittelte Beitragssatz festgelegt wird, tritt die-
ser für diese Personen insoweit an die Stelle des Beitrags 
nach dieser Beitragsordnung.

(5) Geht der Teil eines Unternehmens nach dem in § 4 
Abs. 4 Satz 3, Abs. 8 Satz 4, Abs. 9 Satz 4, Abs. 10 Satz 4 
bestimmten Zeitpunkt und dem Beginn des Umlagejah-
res auf einen anderen Träger der Unfallversicherung 
über, so wird der individuelle Beitragsmaßstab des 
Unternehmens (Absatz 2) um die Zahl der übergegange-
nen Beschäftigten im Sinne des § 4 Abs. 4 Satz 4, der 
übergegangenen Kinder im Sinne des § 4 Abs. 8 Satz 4, 
der übergegangenen Schüler im Sinne des § 4 Abs. 9 
Satz 4 sowie der übergegangenen Schüler, Studierenden 
und Lernenden im Sinne des § 4 Abs. 10 Satz 4 reduziert. 
Geht Teil eines Unternehmens in dem in Satz 1 bezeich-
neten Zeitraum von einem Unternehmen auf ein anderes 
bestehendes bzw. neu gegründetes Unternehmen in der 
Zuständigkeit der Unfallkasse über, so gilt für das abge-
bende Unternehmen Satz 1; der Beitragsmaßstab des 
aufnehmenden Unternehmens wird entsprechend erhöht.

(6) Für Unternehmen, die nach dem in § 4 Abs. 4 Satz 3, 
Abs. 8 Satz 4, Abs. 9 Satz 4, Abs. 10 Satz 4 bestimmten 
Zeitpunkt neu gegründet werden, gilt als individueller 
Beitragsmaßstab, soweit nicht lediglich die Beschäftig-
ten, Kinder, Schüler, Studierenden und Lernenden nach 
Absatz 5 Satz 2 übergehen, die Zahl der Beschäftigten 
i. S. des § 4 Abs. 4 Satz 3, Kinder im Sinne des § 4 Abs. 8 
Satz 4, Schüler im Sinne des § 4 Abs. 9 Satz 4 sowie der 
Schüler, Studierenden und Lernenden im Sinne des § 4 
Abs. 10 Satz 4 am letzten Tag des Monats, der auf die 
Unternehmensgründung folgt.

(7) Geht ein Unternehmen im Umlagejahr auf einen 
anderen Träger der Unfallversicherung über oder wird 
ein Unternehmen im Umlagejahr geschlossen, so redu-
ziert sich der individuelle Beitrag um 1/12 je vollen 
Monat für den eine Zuständigkeit der Unfallkasse nicht 
besteht. Satz 1 gilt entsprechend für Unternehmen, die 
im Laufe des Umlagejahres von einem anderen Träger 
der Unfallversicherung auf die Unfallkasse übergehen 
oder die im Umlagejahr neu gegründet werden. Die 
Sätze 1 und 2 gelten nicht für Unternehmen, die der 
Umlagegruppe KA5 zugeordnet sind oder werden.

(8) Den Gemeinden mit Berufsfeuerwehren im Sinne des 
§ 10 des Gesetzes über den Feuerschutz und die Hilfe-
leistung (FSHG) wird einheitlich eine Ermäßigung der 
Beiträge, die sich aus der Zuordnung zur Umlagegruppe 
KA4 ergeben, um bis zu 65 v. H. eingeräumt. Gemeinden, 
die über eine ständig besetzte Feuerwache nach § 13 
FSHG mit mindestens 30 hauptamtlichen Kräften verfü-
gen, erhalten eine einheitliche Ermäßigung der Beiträge, 
die sich aus der Zuordnung zur Umlagegruppe KA4 
ergeben, um bis zu 25 v. H. Sind nicht alle Dienstkräfte 
der Feuerwehr Beamte, so verringert sich der Umfang 
der individuellen Ermäßigung im Verhältnis der Zahl der 
Angestellten und Lohnempfänger zur Zahl aller haupt-
amtlichen Kräfte. Die Ermittlung der maßgeblichen 
Zahlen erfolgt durch stichtagsbezogene Abfrage bei den 
Gemeinden. Stichtag ist der 31. 3. des Jahres, das vor 
dem Jahr liegt, für das der Haushaltsplan aufgestellt 
wird. Die Beitragsermäßigungen werden zeitgleich mit 
der Umlagerechnung berechnet und bei der Ermittlung 
des Umlageanteils der jeweiligen Umlagegruppe berück-
sichtigt (§ 3 Abs. 1 Satz 2).

§ 6 
Beitragsvorschuss, Nachtragsumlage

(1) Die Vertreterversammlung kann, wenn es die Finanz-
lage der Unfallkasse erfordert, zur Sicherung des Bei-
tragsaufkommens beschließen, dass die Unternehmen 
Vorschüsse auf die Beiträge bis zur Höhe des voraus-
sichtlichen Jahresbedarfs zu leisten haben (§ 164 Abs. 1 
SGB VII).

(2) Die Vertreterversammlung kann beschließen, dass 
eine Nachtragsumlage erhoben wird, wenn Beiträge und 
Betriebsmittel (§ 29 der Satzung) nicht ausreichen, den 
Finanzbedarf der Unfallkasse bis zum Eingang der 
nächsten ordentlichen Umlage zu decken.

(3) Für die Beitragsvorschüsse und die Nachtragsumlage 
gelten die Vorschriften dieser Beitragsordnung entspre-
chend.

Abschnitt 2 
Beitragszuschläge

§ 7 
Beitragszuschlagsverfahren

(1) Dem einzelnen Unternehmen der Umlagegruppen 
KA1, KS1, KS2 und KS3 werden unter Berücksichtigung 
der Entschädigungsleistungen für gemeldete Versiche-
rungsfälle nach Maßgabe der folgenden Absätze Bei-
tragszuschläge auferlegt (§ 185 Abs. 5 Satz 2 SGB VII). 
Unternehmen, für die die Unfallkasse nicht im gesamten 
Beobachtungszeitraum (Absatz 3) zuständig war sowie 
nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 SGB VII freiwillig versicherte 
unternehmerähnliche Personen nehmen am Beitragszu-
schlagsverfahren nicht teil.

(2) Ein Beitragszuschlag wird auferlegt, wenn die Eigen-
belastung (Absatz 5) des einzelnen Unternehmens die 
Durchschnittsbelastung (Absatz 6) aller am Beitragszu-
schlagsverfahren teilnehmenden Unternehmen einer 
Umlagegruppe überschreitet. Die Berechnungen erfolgen 
getrennt für jede Umlagegruppe.

(3) Als Beobachtungszeitraum für das Beitragszu-
schlagsverfahren gelten die beiden letzten Jahre, für die 
zuletzt über die Entlastung (§ 77 Abs. 1 SGB IV) zu 
beschließen war; dies ist das vorletzte und das davor lie-
gende Jahr vor dem Umlagejahr. Für die Haushaltsjahre 
2006 und 2007 treten hierbei an die Stelle der Entlastung 
des Vorstandes und der Geschäftsführung der Unfall-
kasse, die Entlastungen der Vorstände und Geschäfts-
führungen des Gemeindeunfallversicherungsverbandes 
Westfalen-Lippe, des Rheinischen Gemeindeunfallver-
sicherungsverbandes und der Feuerwehr-Unfallkasse 
Nordrhein-Westfalen.

(4) Entschädigungsleistungen sind die im Beobachtungs-
zeitraum gezahlten Entschädigungsleistungen der Kon-
tengruppen 40-58 für Versicherungsfälle, die erstmals im 
Beobachtungszeitraum dem Verband gemeldet wurden. 
Außer Ansatz bleiben die Entschädigungsleistungen für 
Wegeunfälle und Berufskrankheiten.

(5) Als Eigenbelastung gilt der Teil der Entschädigungs-
leistungen (Absatz 4), der auf je einen Euro Beitrag des 
Beitragspfl ichtigen im Beobachtungszeitraum entfällt.

(6) Als Durchschnittsbelastung einer Umlagegruppe gilt 
der Teil der Entschädigungsleistungen (Absatz 4), der 
auf je einen Euro Beitrag aller am Beitragszuschlagsver-
fahren teilnehmenden Unternehmen der jeweiligen 
Umlagegruppe im Beobachtungszeitraum entfällt.

(7) Entsprechend der prozentualen Abweichung der 
Eigenbelastung von der Durchschnittsbelastung beträgt 
der Beitragszuschlag

a)   5 % für Unternehmen, deren Eigenbelastung die 
Durchschnittsbelastung der jeweiligen Umlagegruppe 
um mehr als 5 % bis zu 25 % überschreitet,

b)   10 % für Unternehmen, deren Eigenbelastung die 
Durchschnittsbelastung der jeweiligen Umlagegruppe 
um mehr als 25 % und bis zu 50 % überschreitet,

c)   15 % für Unternehmen, deren Eigenbelastung die 
Durchschnittsbelastung der jeweiligen Umlagegruppe 
um mehr als 50 % und bis zu 75 % überschreitet,
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d)   20 % für Unternehmen, deren Eigenbelastung die 
Durchschnittsbelastung der jeweiligen Umlagegruppe 
um mehr als 75 % und bis zu 100 % überschreitet,

e)   25 % für Unternehmen, deren Eigenbelastung die 
Durchschnittsbelastung der jeweiligen Umlagegruppe 
um mehr als 100 % und bis zu 125 % überschreitet 
und

f)   30 % für Unternehmen, deren Eigenbelastung die 
Durchschnittsbelastung der jeweiligen Umlagegruppe 
um mehr als 125 % überschreitet.

(8) Bemessungsgrundlage für den Beitragszuschlag ist 
der Mittelwert, der sich aus dem im Beobachtungszeit-
raum zu entrichtenden Beitrag für die jeweilige Umlage-
gruppe ergibt.

(9) Die Beitragszuschläge werden zeitgleich mit der 
Umlagerechnung berechnet und werden bei der Ermitt-
lung des Umlageanteils der jeweiligen Umlagegruppe 
berücksichtigt (§ 3 Abs. 1 Satz 2).

Abschnitt 3 
Gemeinsame Vorschriften

§ 8 
Bescheid

(1) Über den nach § 5 ermittelten Beitrag wird dem Un-
ternehmen ein Bescheid erteilt, in dem anzugeben sind:

1.   der ermittelte Beitrag unter Angabe des individuellen 
Beitragsmaßstabes und des Hebesatzes sowie unter 
Berücksichtigung einer eventuellen Ermäßigung,

2.  die Zahlungsfrist.

(2) Ein eventueller Beitragszuschlag wird mit gesonder-
tem Bescheid festgesetzt, in dem anzugeben sind:

1.   der festgesetzte Zuschlag unter Angabe der Eigenbe-
lastung, der Durchschnittsbelastung sowie der 
Bemessungsgrundlage für den Zuschlag,

2.  die Zahlungsfrist.

(3) Die Bescheide sind frühestens mit Beginn des Umla-
gejahres schriftlich bekanntzugeben.

(4) Der Widerspruch gegen die Bescheide hat keine auf-
schiebende Wirkung (§ 86 a Abs. 2 Nr. 1 SGG).

§ 9 
Fälligkeit, Säumniszuschlag

(1) Die Fälligkeit der Beiträge sowie Beitragszuschläge 
richtet sich nach § 23 Abs. 3 SGB IV. Sofern der Beitrag 
eines Unternehmens den Betrag von 250.000 Euro 
erreicht oder das Unternehmen die Unfallkasse zur Ein-
ziehung des Beitrags vom Girokonto ermächtigt und der 
zu zahlende Jahresbetrag 500 Euro erreicht, wird der 
Betrag in vier gleichen Teilen jeweils am 15. Februar, 15. 
Mai, 15. August und 15. November fällig, frühestens 
jedoch zu dem in Satz 1 bezeichneten Zeitpunkt. Satz 2 
gilt entsprechend für eventuell zu entrichtende Beitrags-
zuschläge.

(2) Säumniszuschläge werden nach § 24 Abs. 1 SGB IV 
erhoben. Für die Säumniszuschläge gelten § 9 Abs. 1 
Satz 1 sowie § 10 Abs. 1 entsprechend.

§ 10 
Stundung, Niederschlagung, Erlass, Beitreibung

(1) Beiträge, Beitragszuschläge sowie Säumniszuschläge 
können nach § 76 Abs. 2 SGB IV in Verbindung mit den 
Richtlinien des Vorstandes der Unfallkasse über Stun-
dung, Niederschlagung und Erlass von Ansprüchen 
gestundet, niedergeschlagen oder erlassen werden.

(2) Die Beitreibung des Beitrages, eines eventuellen Bei-
tragszuschlages und der Säumniszuschläge richtet sich 
nach § 66 Abs. 3 und 4 SGB X.“

Artikel II

Die Satzungsänderungen treten am 1. Januar 2009 in 
Kraft.

Düsseldorf, den 11. Juni 2008

Der Vorsitzende der Vertreterversammlung

von  L e n n e p

Der Vorsitzende des Vorstandes

S z y c h

Genehmigung

Der von der Vertreterversammlung der Unfallkasse 
Nordrhein-Westfalen am 11. Juni 2008 beschlossene Sat-
zungsnachtrag und die neugefasste Beitragsordnung 
werden mit Ausnahme von § 4 Abs. 2 Satz 2 der Bei-
tragsordnung gemäß § 34 Abs. 1 SGB IV i. V. m. § 114 
Abs. 2 SGB VII genehmigt. In § 3 Abs. 2 Satz 1 Beitrags-
ordnung sind die Wörter „sowie Fremdanteile (§ 4 
Abs. 2) zu streichen.

Essen, den 6. Oktober 2008

V B 1 – 3541.8.112

Ministerium 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

K l e i n

– GV. NRW. 2008 S. 664

83

Verordnung
über den fi nanziellen Ausgleich

des Gesetzes zur Eingliederung der
Versorgungsämter in die allgemeine Verwaltung

des Landes Nordrhein-Westfalen
Vom 4. November 2008

Aufgrund

a)   des § 23 Abs. 5 Satz 3 des Gesetzes zur Eingliederung 
der Versorgungsämter in die allgemeine Verwaltung 
des Landes Nordrhein-Westfalen vom 30. Oktober 
2007 (GV. NRW. S. 482) wird im Einvernehmen mit 
dem Finanzministerium

 und aufgrund

b)   des § 23 Abs. 10 Satz 2 des Gesetzes zur Eingliede-
rung der Versorgungsämter in die allgemeine Verwal-
tung des Landes Nordrhein-Westfalen vom 30. Okto-
ber 2007 (GV. NRW. S. 482) wird im Einvernehmen 
mit dem Ministerium für Generationen, Familie, 
Frauen und Integration und dem Finanzministerium 
verordnet:

I. Finanzausgleich
(zu Ermächtigungsgrundlage a))

§ 1
Gesamthöhe des fi nanziellen Ausgleichs

Die Gesamthöhe des den Landschaftsverbänden sowie 
den Kreisen und kreisfreien Städten im Jahr 2008 auszu-
zahlenden fi nanziellen Ausgleichs nach § 23 Abs. 5 
Satz 1 des Gesetzes zur Eingliederung der Versorgungs-
ämter in die allgemeine Verwaltung des Landes Nord-
rhein-Westfalen wird auf 33.531.513,50 Euro angepasst.

Der Auszahlungsbetrag in 2008 verteilt sich auf die ein-
zelnen Aufgabenbereiche wie folgt:
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Schwerbehindertenrecht 16.827.282,00 Euro

Bundeseltergeld- und Eltern-
zeitgesetz

4.460.700,00 Euro

Soziales Entschädigungsrecht 
 einschl. Kriegsopferversorgung

12.033.471,50 Euro

Bergmannsversorgungsschein 210.060,00 Euro.

Die Verteilung auf die kommunalen Körperschaften 
ergibt sich aus der Anlage 1.

II. Personal- und Sachkosten
(zu Ermächtigungsgrundlage b))

§ 2
Personalaufwand

(1) Der Personalaufwand für eine Planstelle (Vollzeit-
äquivalent) eines übergeleiteten Beamten nach § 23 
Abs. 2 Satz 1 und 2 des Gesetzes umfasst sämtliche Leis-
tungen des Dienstherrn im Rahmen der darüber erlasse-
nen besonderen Bestimmungen mit Ausnahme der 
erworbenen Versorgungsanwartschaften und der Versor-
gungsleistungen. Zu den Leistungen gehören insbeson-
dere die Besoldung im Rahmen der besoldungsrechtli-
chen Bestimmungen sowie Beihilfeleistungen, Tren-
nungs- und Aufwandsentschädigung im Rahmen der 
darüber erlassenen besonderen Bestimmungen.

(2) Der Personalaufwand für eine Stelle (Vollzeitäquiva-
lent) eines gestellten Tarifbeschäftigten nach § 23 Abs. 2 
Satz 3 des Gesetzes umfasst insbesondere das Entgelt 
sowie die sonstigen Entgeltbestandteile, Sonderzahlun-
gen, das Entgelt im Krankheitsfall und die besonderen 
Zahlungen nach dem TV-L, TVÜ – Länder, nach ergän-
zenden Tarifverträgen sowie die Beihilfen, Trennungs-
entschädigungen und Aufwandsentschädigungen.

(3) Der Personalaufwand für ein Vollzeitäquivalent nach 
§ 23 Abs. 7 des Gesetzes im Rahmen des Nachersatzes 
umfasst die Leistungen nach den Absätzen 1 und 2.

§ 3
Pauschaler Ausgleich für Sachaufwand

Mit dem Zuschlag nach § 23 Abs. 4 des Gesetzes sind die 
in den Jahren 2008 und 2009 zu erwartenden aufgaben-
spezifi schen Besonderheiten sowie der mit der Aufga-
benübernahme verbundene Umstellungsaufwand abge-
golten. Zu den aufgabenspezifi schen Besonderheiten 
gehört insbesondere die Schaffung der technischen Vor-
aussetzungen für die Anwendung der vom Land zur Ver-
fügung gestellten IT-Fachverfahren durch die Kreise, 
kreisfreien Städte und Landschaftsverbände, soweit sie 
nicht durch das Land sicher zu stellen sind (§ 24). Als 
Umstellungsaufwand gelten insbesondere die mit der 
Aufgabenübernahme verbundenen Implementierungs-
kosten (z. B. erhöhter Organisationsaufwand, Schulungs-
kosten), notwendige Umbaumaßnahmen zur Schaffung 
der räumlichen Voraussetzungen für die Unterbringung 
der Beschäftigten, die durch die Überleitung von Beam-
ten verursachte Zahlung von Reisekosten und Tren-
nungsentschädigung sowie die Gewährung von Restur-
laubsansprüchen der Beschäftigten aus dem Jahr 2007 
und Arbeitszeitguthaben einschließlich der damit ver-
bundenen Rückstellungen in der Bilanz.

§ 4
Berechnung des fi nanziellen Ausgleichs 

für die einzelnen  kommunalen Körperschaften 
in den Jahren 2008 und 2009

(1) Die Berechnung des fi nanziellen Ausgleichs für die 
Jahre 2008 und 2009 erfolgt zur Vermeidung einer 
 groben Unbilligkeit auf der Basis der am 1. Januar 2008 
 tatsächlich übergeleiteten Beamten und gestellten Tarif-
beschäftigten. Unterschreitet die Gesamtzahl der tat-
sächlich übergeleiteten / gestellten Beschäftigten den im 
Verteilschlüssel (Anlage 2 des Gesetzes) vorgesehenen 
Umfang (Vollzeitäquivalente) aus vom Land zu vertre-
tenden Gründen, ist für die Berechnung insoweit die 
Jahreskostenpauschale für Nachersatz (§ 23 Abs. 7 des 
Gesetzes) zugrunde zu legen. 

(2) Reduziert sich der Umfang der individuell festgeleg-
ten Arbeitszeit von übergeleiteten Beamten und gestell-
ten Tarifbeschäftigten nach den dafür geltenden beson-
deren Bestimmungen, gilt Folgendes:

a)   Bei einem übergeleiteten Beamten wird die bisherige 
Jahreskostenpauschale weiterhin zugrunde gelegt, 
soweit das Land nicht im Einvernehmen mit der kom-
munalen Körperschaft eine Ersatzgestellung vor-
nimmt.

b)   Bei einem gestellten Tarifbeschäftigten erhält der 
Aufgabenträger einen dem Anteil der reduzierten 
Arbeitszeit entsprechenden Anteil der Personalauf-
wandspauschale von 46.500 Euro, soweit das Land 
nicht im Einvernehmen mit der kommunalen Körper-
schaft eine Ersatzgestellung vornimmt.

(3) Erhöht sich der Umfang der Arbeitszeit eines über-
geleiteten Beamten oder eines gestellten Tarifbeschäftig-
ten nach den dafür geltenden besonderen Bestimmungen, 
hat dies keinen Einfl uss auf den fi nanziellen Ausgleich.

(4) Tritt ein übergeleiteter Beamter in die Freistellungs-
phase der vom Land genehmigten Altersteilzeit ein, fi n-
den die Regelungen für Nachersatz nach § 23 Abs. 7 des 
Gesetzes Anwendung.

(5) Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
kann im Einzelfall einen fi nanziellen Ausgleich gewäh-
ren, wenn in einem erheblichen Umfang übergeleitete 
bzw. gestellte Beschäftigte längerfristig ausfallen (z. B. 
Sonderurlaub, Elternzeit, Langzeiterkrankung).

(6) Die Jahreskostenpauschale wird jährlich in vier 
Raten, jeweils zur Mitte des Quartals für das laufende 
Quartal, erstmals zum 15. Februar 2008, ausgezahlt. Eine 
Anpassung der Jahreskostenpauschale erfolgt jeweils 
zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres. Abwei-
chungen aus dem vorherigen Abrechnungszeitraum wer-
den mit der nächsten Quartalszahlung verrechnet oder 
ausgeglichen.

§ 5
Versorgung der Beamten einschließlich 

der Beihilfeleistungen

(1) Die kommunalen Körperschaften zeigen dem Minis-
terium für Arbeit, Gesundheit und Soziales – bis zum 30. 
Januar eines jeden Jahres – die im Vorjahr angefallenen 
Versorgungsleistungen einschließlich der Beihilfeleistun-
gen für die Versorgungsempfänger im Sinne des § 23 
Abs. 9 des Gesetzes an. Das Land Nordrhein-Westfalen 
erstattet den kommunalen Körperschaften die angezeig-
ten Versorgungs- und Beihilfeleistungen innerhalb von 4 
Wochen nach erfolgter Anzeige unter Verrechnung der 
im abgelaufenen Jahr gezahlten Abschläge.

(2) Abschläge auf Versorgungs- und Beihilfeleistungen 
werden vierteljährlich jeweils zur Mitte des Quartals – 
erstmals zum 15. Februar 2009 – gezahlt. Grundlage für 
die Höhe der Abschläge sind die für das abgelaufene 
Jahr erstatteten Versorgungs- und Beihilfeleistungen.

(3) Sollten die gezahlten Abschläge die zu erstattenden 
Versorgungs- und Beihilfeleistungen des abgelaufenen 
Jahres übersteigen, so wird der übersteigende Betrag mit 
den zu zahlenden Abschlägen verrechnet.

(4) Die Richtigkeit der durch die kommunalen Körper-
schaften angezeigten Versorgungs- und Beihilfeleistun-
gen wird vorausgesetzt. Das Prüfungsrecht des Landes-
rechnungshofs bleibt davon unberührt.

III. Schlussbestimmung
(zu Ermächtigungsgrundlage a) und b))

§ 6
Inkrafttreten / Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung gem. § 23 
Abs. 10 des Gesetzes zur Eingliederung der Versorgungs-
ämter in die allgemeine Verwaltung des Landes Nord-
rhein-Westfalen vom 13. Februar 2008 (GV. NRW. 
S. 190) außer Kraft. Diese Verordnung tritt mit Ablauf 
des 31. Dezember 2009 außer Kraft.

Anlage 1
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Anlage 1

Belastungsausgleich 2008

1. Kreise

Schwerbehinderten-
recht

Bundeseltern-
geldgesetz

Aachen, Kreis 308.610,00                69.900,00                 
Borken, Kreis 466.200,00                125.100,00               
Coesfeld Kreis 190.800,00                60.600,00                 
Düren, Kreis 191.340,00                27.900,00                 
Ennepe-Ruhr-Kreis 331.475,00                37.200,00                 
Kreis Euskirchen 93.150,00                  118.200,00               
Gütersloh, Kreis 264.420,00                144.600,00               
Kreis Heinsberg 277.290,00                64.320,00                 
Herford, Kreis 160.605,00                93.300,00                 
Hochsauerlandkreis 339.570,00                65.250,00                 
Höxter, Kreis 153.900,00                20.925,00                 
Kleve, Kreis 256.500,00                129.000,00               
Lippe, Kreis 255.030,00                90.900,00                 
Märkischer Kreis 501.915,00                104.475,00               
Mettmann, Kreis 504.969,00                133.830,00               
Minden-Lübbecke, Kreis 365.160,00                102.600,00               
Neuss, Kreis 374.820,00                112.365,00               
Oberbergischer Kreis 313.875,00                60.600,00                 
Olpe, Kreis 153.900,00                30.075,00                 
Paderborn, Kreis 231.060,00                94.650,00                 
Recklinghausen, Kreis 640.800,00                128.340,00               
Rhein-Erft-Kreis 328.350,00                96.480,00                 
Rheinisch-Bergischer Kreis 181.800,00                32.490,00                 
Rhein-Sieg-Kreis 376.560,00                132.240,00               
Siegen-Wittgenstein, Kreis 414.660,00                27.900,00                 
Soest, Kreis 307.920,00                64.320,00                 
Steinfurt, Kreis 431.343,00                149.250,00               
Unna, Kreis 493.515,00                173.940,00               
Viersen, Kreis 209.400,00                126.000,00               
Warendorf, Kreis 244.335,00                37.200,00                 
Wesel, Kreis 448.785,00                104.190,00               

Düsseldorf, den 4. November 2008

Der Minister
für Arbeit, Gesundheit und Soziales

des Landes Nordrhein-Westfalen

Karl-Josef  L a u m a n n
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2. kreisfreie Städte

Schwerbehinderten-
recht

Bundeseltern-
geldgesetz

Aachen, krfr. Stadt 132.225,00                55.440,00                 
Bielefeld, krfr. Stadt 313.920,00                80.625,00                 
Bochum, krfr. Stadt 491.475,00                37.200,00                 
Bonn, krfr. Stadt 189.180,00                99.300,00                 
Bottrop, krfr. Stadt 95.550,00                  13.950,00                 
Dortmund, krfr. Stadt 714.355,00                109.500,00               
Duisburg, krfr. Stadt 539.295,00                110.430,00               
Düsseldorf, krfr. Stadt 562.800,00                153.600,00               
Essen, krfr. Stadt 614.025,00                99.570,00                 
Gelsenkirchen, krfr. Stadt 245.115,00                44.250,00                 
Hagen, krfr. Stadt 298.050,00                51.300,00                 
Hamm, krfr. Stadt 235.500,00                60.600,00                 
Herne, krfr. Stadt 186.450,00                51.300,00                 
Köln, krfr. Stadt 551.670,00                235.815,00               
Krefeld, krfr. Stadt 205.200,00                126.000,00               
Leverkusen, krfr. Stadt 111.450,00                18.600,00                 
Mönchengladbach, krfr. Sta 288.975,00                 
Mülheim a.d. Ruhr, krfr. Sta 133.500,00                18.600,00                 
Münster, krfr. Stadt 296.895,00                68.040,00                 
Oberhausen, krfr. Stadt 251.325,00                60.600,00                 
Remscheid, krfr. Stadt 165.600,00                18.600,00                 
Solingen, krfr. Stadt 120.975,00                51.300,00                 
Wuppertal, kreisfr. Stadt 271.695,00                44.640,00                 

Schwerbehinderten-
recht

Bundeseltern-
geldgesetz

Kreise und kreisfreie 
Städte insgesamt 16.827.282,00           4.460.700,00          

3. Landschaftsverbände

 Soziales 
Entschädigungsrecht 

Bergmanns-
versorgungschein 

LVR 6.014.527,00             
LWL 6.018.944,50             210.060,00             

insgesamt 12.033.471,50           210.060,00             

Belastungsausgleich insgesamt 33.531.513,50        

dt               93.300,00 
dt

– GV. NRW. 2008 S. 670
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223

Verordnung zur Änderung 
von Ausbildungs- und Prüfungsordnungen gemäß 

§ 52 SchulG
Vom 5. November 2008

Aufgrund des § 52 des Schulgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Schulgesetz NRW – SchulG) vom 15. 
Februar 2005 (GV. NRW. S. 102), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 24. Juni 2008 (GV. NRW. S. 486), wird mit 
Zustimmung des für Schulen zuständigen Landtagsaus-
schusses verordnet:

Inhalt

Artikel 1  Änderung der Verordnung über den Bildungs-
gang in der Grundschule (AO-GS)

Artikel 2  Änderung der Verordnung über die Ausbil-
dung und die Abschlussprüfungen in der 
Sekundarstufe I (APO-S I)

Artikel 3  Änderung der Verordnung über die sonderpä-
dagogische Förderung , den Hausunterricht 
und die Schule für Kranke (AO-SF)

Artikel 4  Änderung der Verordnung über den Bildungs-
gang und die Abiturprüfung in der gymnasia-
len Oberstufe (APO-GOSt)

Artikel 5  Änderung der Verordnung über die Ausbil-
dung und Prüfung in den Bildungsgängen des 
Berufskollegs (APO-BK)

Artikel 6  Änderung der Verordnung über die Ausbil-
dung und Prüfung am Oberstufen-Kolleg an 
der Universität Bielefeld (APO-OS)

Artikel 7 Inkrafttreten

Artikel 1

Die Verordnung über den Bildungsgang in der Grund-
schule (Ausbildungsordnung Grundschule – AO-GS) vom 
23. März 2005 (GV. NRW. S. 269), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 5. Juli 2006 (GV. NRW. S. 341), wird 
wie folgt geändert:

§ 6 wird wie folgt geändert:

1.  Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:

  „(3) Das Versetzungszeugnis in die Klasse 3 und das 
Halbjahreszeugnis der Klasse 3 enthalten eine 
Beschreibung gemäß Absatz 2 sowie Noten für die 
Fächer.“

2.  Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst: 

  „(4) Das Versetzungszeugnis in die Klasse 4 und die 
Zeugnisse der Klasse 4 enthalten Noten für die 
Fächer sowie gemäß § 49 Abs. 2 Nr. 2 SchulG Noten 
für das Arbeitsverhalten in den Bereichen Leistungs-
bereitschaft sowie Zuverlässigkeit/Sorgfalt und eine 
Note für das Sozialverhalten. Das Versetzungszeugnis 
in die Klasse 4 enthält darüber hinaus eine Beschrei-
bung der Lernentwicklung und des Leistungsstandes 
in den Fächern. Den Noten gemäß § 49 Abs. 2 Nr. 2 
SchulG werden folgende Notenstufen zu Grunde 
gelegt, die in die Zeugnisse aufgenommen werden:

 1.   Die Note „sehr gut“ soll erteilt werden, wenn das 
Verhalten in dem zu bewertenden Bereich den 
Anforderungen in besonderem Maße entspricht,

 2.   die Note „gut“ soll erteilt werden, wenn das Ver-
halten in dem zu bewertenden Bereich den Anfor-
derungen in vollem Maße entspricht,

 3.   die Note „befriedigend“ soll erteilt werden, wenn 
das Verhalten in dem zu bewertenden Bereich den 
Anforderungen im Allgemeinen entspricht und

 4.   die Note „unbefriedigend“ soll erteilt werden, 
wenn das Verhalten in dem zu bewertenden 
Bereich den Anforderungen noch nicht entspricht.

  Die Schulkonferenz kann beschließen, dass die Note 
„unbefriedigend“ zu begründen ist. Die Noten für die 
Bereiche Leistungsbereitschaft, Zuverlässigkeit/Sorg-
falt und Sozialverhalten können nach Entscheidung 
der Versetzungskonferenz im Rahmen der von der 

Schulkonferenz aufgestellten Grundsätze (§ 49 Abs. 2 
Nr. 2 SchulG) durch eine Beschreibung ergänzt wer-
den.“

Artikel 2

Die Verordnung über die Ausbildung und die Abschluss-
prüfungen in der Sekundarstufe I (Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung Sekundarstufe I – APO-S I) vom 29. 
April 2005 (GV. NRW. S. 546), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 31. Januar 2007 (GV. NRW. S. 83), wird 
wie folgt geändert:

§ 7 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst:

„(2) Die Zeugnisse enthalten neben den Noten für die 
Fächer gemäß § 49 Abs. 2 Nr. 2 SchulG Noten für das 
Arbeitsverhalten in den Bereichen Leistungsbereitschaft 
sowie Zuverlässigkeit/Sorgfalt und eine Note für das 
Sozialverhalten; über die Noten entscheidet die Zeugnis- 
oder Versetzungskonferenz. Den Noten gemäß § 49 
Abs. 2 Nr. 2 SchulG werden folgende Notenstufen zu 
Grunde gelegt, die in die Zeugnisse aufgenommen wer-
den:

1.   Die Note „sehr gut“ soll erteilt werden, wenn das 
Verhalten in dem zu bewertenden Bereich den Anfor-
derungen in besonderem Maße entspricht,

2.   die Note „gut“ soll erteilt werden, wenn das Verhal-
ten in dem zu bewertenden Bereich den Anforderun-
gen in vollem Maße entspricht,

3.   die Note „befriedigend“ soll erteilt werden, wenn das 
Verhalten in dem zu bewertenden Bereich den Anfor-
derungen im Allgemeinen entspricht und

4.   die Note „unbefriedigend“ soll erteilt werden, wenn 
das Verhalten in dem zu bewertenden Bereich den 
Anforderungen noch nicht entspricht.

  Die Schulkonferenz kann beschließen, dass die Note 
„unbefriedigend“ zu begründen ist. Die Noten für die 
Bereiche Leistungsbereitschaft, Zuverlässigkeit/Sorg-
falt und Sozialverhalten können nach Entscheidung 
der Zeugnis- oder Versetzungskonferenz im Rahmen 
der von der Schulkonferenz aufgestellten Grundsätze 
durch eine Beschreibung ergänzt werden (§ 49 Abs. 2 
Nr. 2 SchulG).“

Artikel 3

Die Verordnung über die sonderpädagogische Förde-
rung, den Hausunterricht und die Schule für Kranke 
(Ausbildungsordnung gemäß § 52 SchulG – AO-SF) vom 
29. April 2005 (GV. NRW. S. 538, ber. S. 625), zuletzt 
geändert durch Artikel 20 des Gesetzes vom 30. Oktober 
2007 (GV. NRW. S. 482), wird wie folgt geändert:

1.   § 21 Abs. 6 Sätze 2 bis 4 werden durch die folgenden 
Sätze 2 bis 6 ersetzt; die bisherigen Sätze 5 und 6 
werden Sätze 7 und 8:

  „Das Versetzungszeugnis in die Klasse 3 und die 
Zeugnisse der Klassen 3 und  4 enthalten darüber 
hinaus Noten für die Fächer; das Versetzungszeugnis 
in die Klasse 4 und die Zeugnisse der Klasse 4 enthal-
ten außerdem Noten gemäß § 49 Abs. 2 Nr. 2 SchulG 
für das Arbeitsverhalten in den Bereichen Leistungs-
bereitschaft sowie Zuverlässigkeit/Sorgfalt und eine 
Note für das Sozialverhalten. Die Zeugnisse ab Klasse 
5 enthalten Noten für die Fächer sowie gemäß § 49 
Abs. 2 Nr. 2 SchulG Noten für das Arbeitsverhalten 
in den Bereichen Leistungsbereitschaft, Zuverlässig-
keit/Sorgfalt und eine Note für das Sozialverhalten. 
Den Noten gemäß § 49 Abs. 2 Nr. 2 SchulG werden 
folgende Notenstufen zu Grunde gelegt, die in die 
Zeugnisse aufgenommen werden:

 1.   Die Note „sehr gut“ soll erteilt werden, wenn das 
Verhalten in dem zu bewertenden Bereich den 
Anforderungen in besonderem Maße entspricht,

 2.   die Note „gut“ soll erteilt werden, wenn das Ver-
halten in dem zu bewertenden Bereich den Anfor-
derungen in vollem Maße entspricht,

 3.   die Note „befriedigend“ soll erteilt werden, wenn 
das Verhalten in dem zu bewertenden Bereich den 
Anforderungen im Allgemeinen entspricht und
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 4.   die Note „unbefriedigend“ soll erteilt werden, 
wenn das Verhalten in dem zu bewertenden 
Bereich den Anforderungen noch nicht entspricht.

  Die Schulkonferenz kann beschließen, dass die Note 
„unbefriedigend“ zu begründen ist. Die Noten für das 
Arbeitsverhalten in den Bereichen Leistungsbereit-
schaft, Zuverlässigkeit/ Sorgfalt und die Note für das 
Sozialverhalten können nach Entscheidung der Ver-
setzungskonferenz im Rahmen der von der Schulkon-
ferenz aufgestellten Grundsätze durch eine Beschrei-
bung ergänzt werden (§ 49 Abs. 2 Nr. 2 SchulG).“

2.  § 28 Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst:

  „(3) Über Absatz 2 hinaus werden ab Klasse 5 gemäß 
§ 49 Abs. 2 Nr. 2 SchulG das Arbeitsverhalten in den 
Bereichen Leistungsbereitschaft, Zuverlässigkeit/
Sorgfalt und das Sozialverhalten, denen die individu-
elle Entwicklung einer Schülerin oder eines Schülers 
zu Grunde zu legen ist, mit Noten bewertet.“

Artikel 4

Die Verordnung über den Bildungsgang und die Abitur-
prüfung in der gymnasialen Oberstufe (APO-GOSt) vom 
5. Oktober 1998 (GV. NRW. S. 594), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 14. Juni 2007 (GV. NRW. S. 288), 
wird wie folgt geändert:

§ 5 wird wie folgt geändert:

1.  Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst:

  „(4) Die Zeugnisse enthalten neben den Noten für die 
Fächer gemäß § 49 Abs. 2 Nr. 2 SchulG Noten für das 
Arbeitsverhalten in den Bereichen Leistungsbereit-
schaft sowie Zuverlässigkeit/Sorgfalt und eine Note 
für das Sozialverhalten. Den Noten gemäß § 49 Abs. 2 
Nr. 2 SchulG werden folgende Notenstufen zu 
Grunde gelegt, die in die Zeugnisse aufgenommen 
werden:

 1.   Die Note „sehr gut“ soll erteilt werden, wenn das 
Verhalten in dem zu bewertenden Bereich den 
Anforderungen in besonderem Maße entspricht,

 2.   die Note „gut“ soll erteilt werden, wenn das Ver-
halten in dem zu bewertenden Bereich den Anfor-
derungen in vollem Maße entspricht,

 3.   die Note „befriedigend“ soll erteilt werden, wenn 
das Verhalten in dem zu bewertenden Bereich den 
Anforderungen im Allgemeinen entspricht und

 4.   die Note „unbefriedigend“ soll erteilt werden, 
wenn das Verhalten in dem zu bewertenden 
Bereich den Anforderungen noch nicht entspricht.

  Die Schulkonferenz kann beschließen, dass die Note 
„unbefriedigend“ zu begründen ist. Die Noten für das 
Arbeitsverhalten in den Bereichen Leistungsbereit-
schaft, Zuverlässigkeit/Sorgfalt und die Note für das 
Sozialverhalten können nach Entscheidung der Ver-
setzungs- oder Jahrgangsstufenkonferenz im Rahmen 
der von der Schulkonferenz aufgestellten Grundsätze 
durch eine Beschreibung ergänzt werden (§ 49 Abs. 2 
Nr. 2 SchulG).“

2.   In Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „das Arbeits-
verhalten und das Sozialverhalten“ durch die Wörter 
„die Bereiche Leistungsbereitschaft, Zuverlässigkeit/
Sorgfalt und Sozialverhalten“ ersetzt.

3.  Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst: 

  „Die Versetzungskonferenz oder die Jahrgangsstufen-
konferenz entscheiden über die abschließende Note.“

Artikel 5

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung in den 
Bildungsgängen des Berufskollegs (Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung Berufskolleg – APO-BK) vom 26. Mai 
1999 (GV. NRW. S. 240, ber. 2000 S. 563 und 2001 
S. 766), zuletzt geändert durch Verordnung vom 8. De-
zember 2007 (GV. NRW. S. 727), wird wie folgt geändert:

§ 9 wird wie folgt geändert:

1.   Absatz 4 Sätze 1 und 2 werden durch die folgenden 
Sätze 1 bis 4 ersetzt; der bisherige Satz 3 wird Satz 5:

  „Die Zeugnisse und Laufbahnbescheinigungen ent-
halten neben den Noten für die Fächer Noten für das 
Arbeitsverhalten in den Bereichen Leistungsbereit-
schaft sowie Zuverlässigkeit/Sorgfalt und eine Note 
für das Sozialverhalten. Den Noten gemäß § 49 Abs. 2 
Nr. 2 SchulG werden folgende Notenstufen zu 
Grunde gelegt, die in die Zeugnisse aufgenommen 
werden:

 1.   Die Note „sehr gut“ soll erteilt werden, wenn das 
Verhalten in dem zu bewertenden Bereich den 
Anforderungen in besonderem Maße entspricht,

 2.   die Note „gut“ soll erteilt werden, wenn das Ver-
halten in dem zu bewertenden Bereich den Anfor-
derungen in vollem Maße entspricht,

 3.   die Note „befriedigend“ soll erteilt werden, wenn 
das Verhalten in dem zu bewertenden Bereich den 
Anforderungen im Allgemeinen entspricht und

 4.   die Note „unbefriedigend“ soll erteilt werden, 
wenn das Verhalten in dem zu bewertenden 
Bereich den Anforderungen noch nicht entspricht.

  Die Schulkonferenz kann beschließen, dass die Note 
„unbefriedigend“ zu begründen ist. Die Noten für die 
Bereiche Leistungsbereitschaft, Zuverlässigkeit/Sorg-
falt und Sozialverhalten werden von der Klassenleh-
rerin oder dem Klassenlehrer oder von einer von der 
Schule zu bestimmenden Lehrkraft vorgeschlagen 
und von der Klassenkonferenz abschließend festge-
legt; sie können nach Entscheidung der Klassenkon-
ferenz im Rahmen der von der Schulkonferenz aufge-
stellten Grundsätze durch eine Beschreibung ergänzt 
werden (§ 49 Abs. 2 Nr. 2 SchulG).“

2.   Absatz 6 wird wie folgt neu gefasst:

  „(6) In den Bildungsgängen gemäß § 22 Abs. 4 Nr. 1, 
Abs. 7 Nr. 2 und Abs. 8 SchulG werden in den Zeug-
nissen abweichend von § 49 Abs. 2 SchulG keine Aus-
sagen zum Arbeitsverhalten und zum Sozialverhalten, 
in den Bildungsgängen gemäß § 22 Abs. 7 Nr. 2 und 
Abs. 8 SchulG darüber hinaus auch keine Angaben zu 
Fehlzeiten ausgewiesen.“

Artikel 6

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung am 
Oberstufen-Kolleg an der Universität Bielefeld (APO-
OS) vom 20. Juni 2002 (GV. NRW. S. 268), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 14. Juni 2007 (GV. NRW. 
S. 288), wird wie folgt geändert:

§ 25 Abs. 2 Sätze 1 und 2 werden durch die folgenden 
Sätze 1 bis 4 ersetzt; der bisherige Satz 3 wird Satz 5:

„Die Zeugnisse enthalten neben den Noten für die 
Fächer gemäß § 49 Abs. 2 Nr. 2 SchulG Noten für das 
Arbeitsverhalten in den Bereichen Leistungsbereitschaft 
sowie Zuverlässigkeit/Sorgfalt und eine Note für das 
Sozialverhalten. Den Noten gemäß § 49 Abs. 2 Nr. 2 
SchulG werden folgende Notenstufen zu Grunde gelegt, 
die in die Zeugnisse aufgenommen werden:

1.   Die Note „sehr gut“ soll erteilt werden, wenn das 
Verhalten in dem zu bewertenden Bereich den Anfor-
derungen in besonderem Maße entspricht,

2.   die Note „gut“ soll erteilt werden, wenn das Verhal-
ten in dem zu bewertenden Bereich den Anforderun-
gen in vollem Maße entspricht,

3.   die Note „befriedigend“ soll erteilt werden, wenn das 
Verhalten in dem zu bewertenden Bereich den Anfor-
derungen im Allgemeinen entspricht und

4.   die Note „unbefriedigend“ soll erteilt werden, wenn 
das Verhalten in dem zu bewertenden Bereich den 
Anforderungen noch nicht entspricht.

Die Schulkonferenz kann beschließen, dass die Note 
„unbefriedigend“ zu begründen ist. Die Noten für die 
Bereiche Leistungsbereitschaft, Zuverlässigkeit/Sorgfalt 
und Sozialverhalten können durch eine Beschreibung 
ergänzt werden (§ 49 Abs. 2 Nr. 2 SchulG).“
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Artikel 7

Inkrafttreten

Die Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 5. November 2008

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Barbara  S o m m e r

– GV. NRW. 2008 S. 674

2010

Verordnung zur Änderung 
der Verordnung über die Beitreibung 
privatrechtlicher Geldforderungen 

im Verwaltungsvollstreckungsverfahren
Vom 10. November 2008

Aufgrund des § 1 Abs. 2 Verwaltungsvollstreckungsge-
setz NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 2003 (GV. NRW. S. 156, ber. 2005 S. 818), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
9. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 379), wird verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung über die Beitreibung privatrechtlicher 
Geldforderungen im Verwaltungsvollstreckungsverfah-
ren vom 10. März 2003 (GV. NRW. S. 170, ber. S. 307), 
zuletzt geändert durch die Verordnung vom 18. Juni 
2007 (GV. NRW. S. 200), wird wie folgt geändert:

In § 1 Abs. 1 Nr. 1 wird in der Aufzählung bei Buchstabe 
o das Wort „oder“ durch ein Komma ersetzt und folgen-
der Buchstabe angefügt:

„p) der Gewährung von Mikrodarlehen für Kleingrün-
dungen oder“.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 10. November 2008

Der Innenminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Ingo  W o l f  MdL

– GV. NRW. 2008 S. 676

631

Verordnung 
zur Übertragung von Befugnissen

nach den §§ 57 bis 59 der Landeshaushalts-
ordnung im Geschäftsbereich des 

Innen ministeriums des Landes 
Nordrhein-Westfalen
Vom 28. Oktober 2008

Aufgrund der §§ 57 Satz 2, 58 Abs. 1 Satz 2 und 59 
Abs. 1 Satz 2 der Landeshaushaltsordnung (LHO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26. April 1999 (GV. 
NRW. S. 158), zuletzt geändert durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 30. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 443), regele 
ich die Übertragung von Befugnissen wie folgt:

§ 1

(1) Den Behörden, Einrichtungen und Landesbetrieben 
meines Geschäftsbereichs übertrage ich – soweit sie den 
Landeshaushalt für den Geschäftsbereich des Innenmi-
nisteriums ausführen – die Befugnisse nach §§ 57 bis 59 
LHO und den dazugehörigen Verwaltungsvorschriften 
(VV) bis zu den dort festgelegten Höchstgrenzen und 
soweit keine Einwilligung des Finanzministeriums erfor-
derlich ist.

(2) Soweit Befugnisse nicht auf untere Landesbehörden 
übertragen werden können, übertrage ich sie in den 
Grenzen des Absatz 1 für die Kreispolizeibehörden den 
Landesoberbehörden der Polizei innerhalb ihres Aufga-
benbereichs.

§ 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung zur Übertragung 
von Befugnissen nach den §§ 57 bis 59 der Landeshaus-
haltsordnung im Geschäftsbereich des Innenministeri-
ums des Landes Nordrhein-Westfalen vom 23. März 2004 
(GV. NRW. S. 208) außer Kraft.

Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2013 
außer Kraft.

Düsseldorf, den 28. Oktober 2008

Der Innenminister
des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Ingo  W o l f  MdL

– GV. NRW. 2008 S. 676
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Fünfte Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über die Gebühren und Auslagen 
der Bezirksschornsteinfegermeisterinnen 

und Bezirksschornsteinfegermeister 
Vom 30. Oktober 2008

Aufgrund des § 24 Abs. 1 des Schornsteinfegergesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. August 
1998 (BGBl. I S. 2071), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407), und des 
§ 1 der Verordnung über Zuständigkeiten im Schorn-
steinfegerwesen vom 5. Mai 1970 (GV. NRW. S. 339), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. April 2005 (GV. 
NRW. S. 274), wird verordnet:

Artikel I

Die Kehr- und Überprüfungsgebührenordnung vom 1. 
Dezember 2000 (GV. NRW. S. 711), zuletzt geändert 
durch Artikel 124 des Vierten Befristungsgesetzes vom 
5. April 2005 (GV. NRW. S. 332), wird wie folgt geän-
dert:

§ 1 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Das Entgelt beträgt für einen Arbeitswert 0,70 Euro 
zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer.“

Artikel II

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2009 in Kraft.

Arnsberg, den 30. Oktober 2008

Bezirksregierung Arnsberg

Helmut  D i e g e l

Regierungspräsident

– GV. NRW. 2008 S. 676
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4. Änderung des Regionalplans
für den Regierungsbezirk Detmold, 
Teilabschnitt  Oberbereich Bielefeld

im Gebiet der Stadt Minden
Vom 9. Juni 2008

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Detmold hat in 
seiner Sitzung am 9. Juni 2008 die 4. Änderung des Regi-
onalplans für den Regierungsbezirk Detmold, Teilab-
schnitt Oberbereich Bielefeld beschlossen (RegioPort 
Weser in Minden).

Gegen diese Änderung habe ich gemäß § 3 des Ersten 
Gesetzes zum Bürokratieabbau (Bürokratieabbauge-
setz I) vom 13. März 2007 (GV. NRW. S. 133) im Einver-
nehmen mit den fachlich zuständigen Landes ministerien 
keine Einwendungen erhoben.

Die Bekanntmachung der Genehmigung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen 
erfolgt nach § 21 Satz 1 Landes planungsgesetz (GV. 
NRW. S. 430).

Gemäß § 21 Satz 2 Landesplanungsgesetz wird die Ände-
rung des Regionalplans beim Ministerium für Wirtschaft, 
Mittelstand und Energie (Landesplanungs behörde), der 
Bezirksregierung Detmold (Bezirksplanungsbe hörde), 
bei dem Kreis Minden- Lübbecke und bei der Stadt Min-
den zur Einsicht für jedermann niedergelegt.

Die Änderung des Regionalplans wird gemäß § 22 
 Landesplanungsgesetz mit der Bekanntmachung der 
Genehmigung zum Ziel der Raumord nung. Sie ist nach 
Maßgabe der §§ 4 und 5 Raumordnungsgesetz von den 
öffentlichen Stellen und Privaten in Wahrnehmung 
öffentlicher Aufgaben bei raumbedeutsamen Planungen 
und Maßnahmen zu beachten. Soweit die Änderung des 
Regionalplans Grundsätze enthält, sind sie nach Maß-
gabe des § 4 Raumordnungsgesetz von den öffentlichen 
Stellen und Privaten in Wahrnehmung öffentlicher Auf-
gaben bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen 
zu berücksichtigen.

Gemäß § 23 des Landesplanungsgesetzes weise ich auf 
Folgendes hin:

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
des Landes planungsgesetzes und der aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften bei der Erarbei-
tung und Aufstellung der Ände rung des Regionalplanes 
ist unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich unter 
Bezeichnung der Verletzung innerhalb eines Jahres nach 
die ser Bekanntmachung bei der Bezirksregierung Det-
mold (Bezirksplanungsbehörde) geltend gemacht worden 
ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Genehmi gung des Regionalplanes oder deren Bekannt-
machung verletzt worden sind.

Düsseldorf, den 3. November 2008

Die Ministerin 
für Wirtschaft, Mittelstand und Energie

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr. Michael  H e n z e

– GV. NRW. 2008 S. 677
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